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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte
Bundesverwaltung - Organisation

Weil sowohl bei Agroscope als auch beim Bundesamt fiir Wohnungswesen (BWO) eine
Rezentralisierung zur Debatte gestanden habe, habe sich die FK-NR tber die Preise flur
die Mieten dieser dezentralen Verwaltungseinheiten erkundigt und herausgefunden,
dass diese weit Uber den ortsiblich verlangten Mieten lagen. Das Bundesamt fur Bauten
und Logistik (BBL) verlange als Vermieterin fir das BWO 2.5 Mal héhere Mietpreise als
dies in Grenchen, dem dezentralen Standort des BWO, Ublich sei. Dies lasse die Frage
aufkommen, ob die Vorteile der Dezentralisierung aus finanzpolitischer Optik wirklich
genutzt wirden, erkldrte Thomas Egger (csp, VS) als Sprecher der Finanzkommission flr
deren Vorstoss flr ortsiibliche Bau- und Mietpreise fiir Verwaltungseinheiten. Die
Strategie der Dezentralisierung und die Schaffung von Arbeitsplatzen ausserhalb von
Bern werde mit Uberhéhten Mieten unterlaufen, die Attraktivitdt der dezentralen
Standorte gemindert und nicht zuletzt die Rechnung des Bundes unnétig aufgeblaht.
Die Motion fordere den Bundesrat deshalb auf, die Praxis fur die Berechnung der
Mietpreise so anzupassen, dass diese den an den Standorten Ublichen Preisen
entsprechen.

Finanzminister Ueli Maurer versuchte vergeblich, dem Rat seine Argumente flr eine
Ablehnung des Vorstosses schmackhaft zu machen. Man musse sich bewusst sein, dass
der Bund ein Kostenmodell habe, also intern Kosten umlagere. Beim BWO sei dies der
Fall, weil das Gebaude eigentlich fur mehr Personen konzipiert gewesen sei, als jetzt
darin beschéftigt seien. Die nicht belegten Arbeitsplatze kénnten aber nicht vermietet
werden, was Kosten verursache, die irgendwo verrechnet werden mussten. Man
berechne Preise, die schweizweit ausgeglichen seien, und es gebe einige Beispiele fur
dezentralisierte Einheiten (das BfS in Neuenburg, das Bakom in Biel), die weniger als die
durchschnittlichen Mietkosten verursachten. Ueli Maurer erinnerte auch daran, dass es
bei 2'600 Bauten im BBL und rund 26'000 Objekten der Armee schwierig sei, jeden Tag
fur jedes Objekt die optimale Lésung zu finden. Im Grossen und Ganzen funktioniere
man aber «vernlnftig, kostengiinstig und effizient». Die Motion betreffe einen
Spezialfall und verhindere den Optimierungsprozess eher, als sie ihn fordere. Der
Nationalrat war jedoch anderer Meinung und wies die Motion mit 178 gegen 3 Stimmen
(2 Enthaltungen) an den Sténderat weiter.

Bundesverwaltung - Personal

Ende November trat der Delegierte fiir Mehrsprachigkeit in der Bundesverwaltung,
Vasco Dumartheray, zurlck. Der Delegierte soll gemass Sprachenverordnung die
italienische und franzésische Sprache in der Verwaltung férdern und die
Verwaltungseinheiten bei der Personalrekrutierung unterstitzen. Aufgrund der Motion
~Férderung der Mehrsprachigkeit® (12.3009) und auf der Basis der im Berichtsjahr erst
vom Nationalrat angenommenen Motion Maire (sp, NE) (12.3828) bestimmte neu der
Bundesrat den Delegierten, der zudem nicht mehr beim Eidgendssischen Personalamt,
sondern beim EFD angesiedelt werden soll. Ein Nachfolger von Dumartheray wurde 2012
noch nicht bestimmt. 2

Die Mehrsprachigkeit in der Bundesverwaltung ist ein alljahrlich wiederkehrendes
Thema. Die 2012 vom Nationalrat angenommene Motion Maire (sp, NE), welche die
Unterstellung des Delegierten fur Mehrsprachigkeit unter das Eidgendssische
Finanzdepartement statt des Personalamts verlangt, wurde im Berichtsjahr auch vom
Standerat Uberwiesen. Neu wurde der Delegierte vom Bundesrat gewéhlt. Als
Nachfolger des 2012 zurlckgetretenen Vasco Dumartheray wurde die Luganeser
Stadtratin  Nicoletta Mariolini gewéahlt. Sie soll laut Sprachenverordnung die
Dreisprachigkeit in der Bundesverwaltung férdern und bei Personalrekrutierungen
unterstiitzend wirken. Die bereits 2012 eingereichten Postulate Romano (cvp, TI) und
Cassis (fdp, TI), die einen vertieften Bericht zur Mehrsprachigkeit in der
Bundesverwaltung verlangen, wurden 2013 im Plenum noch nicht behandelt. Ausléser
war damals der Bericht des Eidgendssischen Personalamts, der zwar eine Zunahme von
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern aufzeigte, deren Muttersprache nicht deutsch ist,
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ANDREA DENZ

aber auch darauf hinwies, dass die Sollwerte flr franzésisch-, italienisch- und
rétoromanisch-sprachige Mitarbeitende noch nicht erfullt sind. Das Magazin ,I"'Hebdo™
veroffentlichte Ende April eine Untersuchung, mit der die Dominanz der
Deutschschweizer Sprache anhand des Staatskalenders und der dort vermerkten
Korrespondenzsprache aufgezeigt wurde. Von den 199 einflussreichsten Beamten sind
laut der Untersuchung lediglich 16% nicht deutscher Muttersprache. ®

Parlamentsmandat

Mit Thomas Egger (cvp, VS) und Samuel Bendahan (sp, VD) wurden in der Sommersession
2017 zwei neue Nationalratsmitglieder willkommen geheissen. Beide rutschten nach,
weil die Vorgéangerin bzw. der Vorgénger in kantonale Regierungen gewahlt worden
waren. Egger, der in der CSP-Oberwallis ist und damit im Nationalrat der CVP-Fraktion
angehort, wurde als Nachfolger des in die Walliser Regierung gewahlten Roberto
Schmid vereidigt. Bendahan - Nachfolger der in die Waadtlander Exekutive bestellten
Cesla Amarelle - legte das Gellibde ab. In den letzten Jahren kamen Wechsel aus dem
Bundeshaus in kantonale oder kommunale Exekutiven relativ haufig vor: Neben Schmid
und Amarelle waren auch Jean-Francois Steiert (Staatsrat in Fribourg, SP), Alec von
Graffenried (Stadtprasident in Bern, Grine), Filippo Leutenegger (Stadtrat in Zurich,
FDP), Antonio Hodgers oder Mauro Poggia (beide Conseiller d'Etat in Genf, Griine bzw.
MCG) diesen Weg gegangen. *

Wahlen
Eidgendssische Wahlen

Im Kanton Neuenburg préasentierten sich fir die Nationalratswahlen 2015 54
Kandidierende auf 15 Listen. Dass nur die Anzahl Listen und nicht auch jene der
Kandidierenden einen neuen Rekord bedeutete, hatte wohl auch mit der Sitzreduktion
von funf auf nur noch vier Sitze zu tun. Mit der Anzahl an Kandidierenden reduzierte
sich auch der Frauenanteil auf den Neuenburger Listen: Er betrug nur noch 24.1
Prozent (2011: 31.1%). Zu den Wahlen traten im Vergleich zu 2011 unter anderem
erstmals die Grunliberalen, einige Jungparteien, sowie parteiunabhéngige Vertreter -
wie jene der Burgergruppe «Vote Blanc», die ein Auffangbecken fur alle jene sein
wollte, die mit den bestehenden Parteien unzufrieden sind - mit Listen an.

In Neuenburg kam es nicht nur zu einem Kampf um eines der neu nur noch vier Tickets
nach Bern, sondern auch zu einer absehbaren Erneuerung der Delegation. So
verzichteten nicht weniger als drei der flnf Bisherigen auf eine erneute Kandidatur. Bei
den Grlinen war dies die amtsélteste Neuenburger Nationalratin, Francine John-
Calame, welche seit 2005 im Nationalrat gesessen hatte. Bei den Freisinnigen traten
Pierre-André Monnard und Sylvie Perrinjaquet nicht mehr an. Monnard hatte seinen
Rucktritt bekannt gegeben, nachdem herausgekommen war, dass er als
Regierungsmitglied ein Loch von 12 Millionen Franken in der Rechnung der Stadt La-
Chaux-de-Fonds vertuscht hatte. Seine Kollegin Perrinjaquet war 2011 nicht mehr in
den Nationalrat gewahlt worden, aber fur den in den Staatsrat gewahlten Alain Ribaux
wieder nachgeruckt. Wirklich Uberzeugen konnte die FDP-Frau aus Sicht ihrer Partei
jedoch nicht mehr. Mit der Aussicht, dass ihr gar die erneute Kandidatur verwehrt
werden konnte, gab sie bereits vor dem parteiinternen Nominierungsprozedere ihren
Rucktritt bekannt. Erneut zur Wahl an traten hingen Jacques-André Maire von der SP
und Raymond Clottu von der SVP. Clottu war 2013 fur den in den Staatsrat gewahlten -
und nur wenig spater bereits zurlckgetretenen - Yvan Perrin nachgertckt.

In Sachen Listenverbindungen zeichneten sich keine Uberraschungen ab. Im linken
Lager verbanden sich wiederum die SP, die PdA und die Grunen. Wie schon 2011, gingen
die Grunen und die PdA zudem eine Unterlistenverbindung ein. Bei den burgerlichen
Parteien schloss sich die erstmals antretende GLP dem Biindnis von FDP, CVP und BDP
an. Die SVP ging dieses Mal nicht ganz alleine ins Rennen, da sie sich mit der 2012 vom
ehemaligen FDP-Regierungsrat Frédéric Hainard gegriindeten Nouveau parti libéral
(NPL) und der Liste «Impossible alternative» verband.

Die grosse Frage im Vorfeld der Wahlen war, zu wessen Lasten der demographisch
bedingte Sitzverlust gehen wirde. Die Ausgangslage war zudem auch aufgrund der
vielen Rucktritte spannend. Das die Linke ihre beiden Sitze wurde halten kénnen, galt
als gegeben, allerdings war unklar, welche Parteifarben die Mandate aufweisen wirden:
Die Grinen mussten durch den Rucktritt ihrer langjahrigen Amtsinhaberin John-
Calame einen Verlust beflrchten, wogegen die PdA mit dem Stadtpréasidenten von Le
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Locle, Denis de la Reussille, einen starken und aussichtsreichen Kandidaten
prasentierte und auf einen Erfolg hoffen konnte. Als ungefédhrdet galt SP-Nationalrat
Jacques-André Maire. Fur die FDP und die SVP war die Gefahr grosser, dass sie in den
sauren Apfel beissen und einen Sitzverlust hinnehmen mussten: Die FDP hatte nicht nur
aufgrund der Affare Monnard und Sitzverlusten bei den kantonalen Wahlen 2013
tumultudse Zeiten hinter sich und versuchte mit einer Viererliste - angefliihrt von den
zwei eher unbekannten Kandidaten Philippe Bauer und Andreas Jurt - ihre beiden Sitze
zu halten. Aber auch SVP-Amtsinhaber Raymond Clottu genoss als nachgertckter
Nationalrat nur wenig Ruckhalt. In den Medien galt der Sitz der SVP als der wackligste.

Die Bekanntgabe der Resultate verzogerte sich in Neuenburg aufgrund eines
Informatikfehlers um ganze drei Stunden. Das verspatete Endergebnis zeigte aber auf,
dass es der SVP entgegen den Erwartungen gelang, der FDP den schwarzen Peter
zuzuschieben. Die Freisinnigen verloren namlich ganze 2.4 Prozentpunkte an
Wéhleranteil (neu: 24.4%) und konnten damit nur noch einen Vertreter - den
neugewahlten Philippe Bauer - in den Nationalrat schicken. Die SP konnte ihr Mandat
verteidigen, verlor aber ebenfalls an Wahleranteil (-1.1 Prozentpunkte). Die
Sozialdemokraten wurden mit 23.7% erneut zweitstarkste Partei. Freuen konnte sich
die SVP, welche den Sitz von Raymond Clottu halten konnte, auch wenn die Partei leicht
Federn lassen musste (-1 Prozentpunkt, neu: 20.4%). Eine weitere Gewinnerin war die
PdA (+1.8 Prozentpunkte, neu: 12.2%), welche die GPS (-2.3 Prozentpunkte, neu: 9.3%)
als viertstarkste Partei abloste. Denis de la Reussille hatte es damit geschafft, die
Grinen aus der Neuenburger Delegation zu verdrédngen. Die CVP blieb praktisch
unveréndert bei einem Wéhleranteil von 3.6 Prozent (+0.1 Prozentpunkte), wéhrend die
Grunliberalen auf Anhieb 3.4% Wahleranteil eroberten. Neu sieht die
Zusammensetzung der Neuenburger Vertretung somit folgendermassen aus: 1SP, 1 PdA,
1 FDP und 1 SVP. Nach dem Rucktritt der griinen Nationalratin John-Calame schickten
die Neuenburgerinnen und Neuenburger keine weibliche Vertretung mehr in die grosse
Kammer. Die Wahlbeteiligung im Kanton betrug tiefe 41.8% (2011: 42.4%) - ein Wert der
nur noch im Kanton Glarus und im Kanton Appenzell Innerrhoden unterboten wurde. °

Bénéficiant d'un huitieme siege au Conseil national depuis 2015, le canton du Valais
renouvelait sa députation lors des élections fédérales de 2019. Parmi les 236
candidatures déposées, 90 étaient féminines. Alors que les sortants Jean-Luc Addor
(udc), Franz Ruppen (udc), Philippe Nantermod (plr) et Mathias Reynard (ps) briguaient
un nouveau mandat, des incertitudes étaient de mise dans la «famille C», qui
comprend le PDC du Valais romand (PDCVr), le PDC du Haut-Valais (CVPO) et les
chrétiens-sociaux du Haut-Valais (CSPO). En effet, avec le départ de trois de ses quatre
élu.e.s pour diverses raisons, celle-ci a vécu une législature mouvementée. Le haut-
valaisan Roberto Schmidt (csp) a été élu au Conseil d'Etat en 2017, alors que Viola
Amherd (pdc) a accédé au Conseil fédéral en 2019 & la suite du départ de Doris
Leuthard (pdc). Dans des circonstances moins glorieuses, Yannick Buttet (pdc) a
démissionné de son poste en 2018, éclaboussé par des affaires de harcelement. Des
quatre élu.e.s de 2015 ne restait alors que Géraldine Marchand-Balet (pdc). La seule
femme de la députation valaisanne a cependant renoncé a rempiler pour une seconde
|égislature. La tache s'annoncait donc ardue pour leurs remplacants, qui espéraient
conserver les quatre sieges. Si la «famille C» représente historiquement la plus grande
force politique du canton, elle fait cependant face & une perte de vitesse constante
depuis plusieurs années. Thomas Egger (csp), Benjamin Roduit (pdc) et Philipp Matthias
Bregy (cvpo), successeurs de Schmidt, Buttet et Amherd, étaient notamment
accompagneés, sur la liste commune du PDCVr, CVPO et CSPO, par Serge Métrailler,
président de la section romande du PDC. Le Nouvelliste a fait remarquer un certain
sentiment d'urgence dans les rangs démocrates-chrétiens pour que le président se
lance lui-méme dans la bataille, alors que «les places avaient, pendant longtemps, la
réputation de se distribuer cecuméniquement et de se réserver des années a l'avance».
D'autres candidatures ont émergées, a I'image de celle de l'avocat sierrois Sidney
Kamerzin (pdc), chef de groupe au Grand Conseil. Le journal le Temps a estimé que la
place de Thomas Egger semblait étre la plus fragile, le président du Groupement suisse
pour les régions de montagne souffrant d'un déficit de notoriété a l'intérieur du
canton, bien que disposant d'un vaste réseau dans la Berne fédérale. Un début de
polémique enflait au début du mois de mars lorsque le genevois Eric Stauffer a clamé
son intention de rejoindre le PDCVr. En effet, le fondateur et ex-président du
Mouvement Citoyen genevois (MCG) s'est installé en Valais depuis peu et souhaitait se
mettre & disposition pour les élections fédérales. Une volonté tres vite tempérée par le
PDCVr, qui a refusé la demande de Stauffer.

Aux cotés de Philippe Nantermod, également candidat pour un strapontin au Conseil
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des Etats, le PLR espérait reconquérir un deuxiéme siége, abandonné il y a vingt ans.
Pour cela, les libéraux-radicaux ont conclu un apparentement avec les Vert'libéraux,
présents pour la premiere fois en Valais. L'association Avenir Ecologie a également
présenté deux listes communes avec le PLR. Les themes environnementaux ayant eu le
vent en poupe au cours de I'année 2019, les Vert.e.s se sont également lancé.e.s dans la
campagne avec l'envie de faire leur entrée sous la coupole fédérale. L'apparentement
avec le PS et le Centre gauche-PCS devait permettre a la gauche de ravir un mandat aux
partis du centre pour obtenir un deuxieme siege. Le socialiste Mathias Reynard, qui
arpentait les couloirs du Palais fédéral depuis 2011, a fait figure de locomotive pour
cette liste. Tout comme Nantermod, il s'est en plus aligné pour accéder a la chambre
haute. Avec les listes jeunes et ainés, celles provenant du Haut-Valais ainsi que les deux
listes du Centre gauche-PCS, I'alliance de gauche a présenté 14 listes au total. De I'autre
coté de I'échiquier politique, une candidature a détonné. Ronald Zacharias, ancien
membre du PLR et du MCG genevois, a figuré sur la liste UDC aux cotés des sortants
Ruppen et Addor. Le multimillionnaire, descendant d'une famille hollandaise et actif
dans I'armement maritime, I'immobilier et le droit, a annoncé investir CHF 200'000 de
sa fortune personnelle dans la campagne, soit plus du double du montant dépensé par
les deux sortants. Un investissement pas forcément mal vu du cété de I'UDC, ou I'on a
considéré ceci comme «une chance pour toute la liste». Derniere formation a
présenter des listes, le Rassemblement Citoyen Valais (RCV) a dévoilé un vaste
programme comprenant 157 propositions, avec I'objectif d'apporter une vision «globale
et transversale» de la politique pour sa premiére participation aux élections fédérales.
Globalement, le jeu des apparentements n'a pas réservé de surprise, puisque |'ordre de
bataille était similaire a 2011 et 2015, seulement diversifié par |'apparition des
Vert'libéraux dans la constellation politique valaisanne.

C'est habituel dans le canton du Valais: la question de la représentation de la minorité
germanophone s'est invitée dans les débats. Au Conseil des Etats, c'est
traditionnellement un duo paritaire entre romand.e.s et alémaniques qui hérite des
deux fauteuils. Au national, les trois sortants alémaniques (Egger, Ruppen et Bregy)
étaient conscients de la nécessité du soutien des électeurs et électrices du bas du
canton, le Haut-Valais ne comptant que 25 pour cent de la population. lls pouvaient
cependant espérer une forte mobilisation en leur faveur. Comme I|'a relevé le
Nouvelliste, la participation était de 67.6 pour cent dans le Haut en 2015, contre 61.4
pour cent dans le Valais central et 54.2 pour cent dans le Bas-Valais. De plus, la
population germanophone vote généralement en bloc pour ses candidat.e.s, ce qui
permet fréquemment a la minorité d'étre surreprésenté dans les organes politiques
nationaux.

Avec une participation de 54.1 pour cent, la journée d'élections a vu le déclin de la
«famille C» se poursuivre. La formation a récolté 34.8 pour cent des suffrages, 5 points
de pourcentage (pp) de moins qu'en 2015. Dans le détail, le PDC du Valais romand a
engrangé 17.9 pour cent des voix, le CVPO 9.5 pour cent et le CSPO 7.3 pour cent. Alors
qu'elle était soutenue par plus de la moitié de I'électorat jusqu'en 1999, la formation n'a
depuis lors cessé de perdre du terrain. Ce résultat ne lui a pas permis de conserver son
quatrieme siége, qui est tombé dans I'escarcelle des Vert.e.s. Le parti écologiste, a
I'image de la tendance globale observée dans toute la Suisse, a réalisé un score canon
(10.6%; +5.7pp par rapport a 2015), permettant a la gauche d'arracher le deuxieme siege
tant convoité. Celui-ci est revenu a Christophe Clivaz, qui a été crédité de 17'377
suffrages pour sa quatrieme tentative aux élections fédérales. Le PS a également
progressé, s'établissant a 15.1 pour cent des voix (+1.8pp), alors que le Centre gauche-
PCS a apporté son écot au succes de la gauche (1%, -0.4pp). Mathias Reynard a
conservé son siege, se permettant méme d'étre le candidat récoltant le plus de voix
avec 34'175 suffrages, devant Philippe Nantermod, qui en a récolté 27'906. Le PLR a
échoué dans sa quéte d'un deuxieme siege (16.5%, -1.6pp), sans pouvoir profiter d'un
grand soutien de la part des Vert'libéraux, qui ont réalisé un petit score pour leur
premiere participation (0.8%). L'UDC a maintenu ses deux représentants malgré un
léger recul (19.8%, -2.3pp). Franz Ruppen (25'493 voix) a notamment réalisé un carton
dans le Haut, ou il termine devant les membre de la «famille C», alors que Jean-Luc
Addor a recu 17'535 voix. Deuxieme dans le Haut-Valais, le PDC Philipp Matthias Bregy
(21'689 voix) sera avec Ruppen I'un des deux germanophones & siéger a Berne lors de la
prochaine législature. Le jaune Thomas Egger (20'041 voix) a fait les frais du recul de
|'alliance du centre et n'aura pas |'occasion d'effectuer un mandat complet sous la
coupole. Ce sont Benjamin Roduit (25'601 voix) et le nouveau venu Sidney Kamerzin
(25'602 voix) qui ont hérité des deux mandats dévolus au PDCVr. Pour étre précis, le
Rassemblement Citoyen Valais a récolté 1.5 pour cent des suffrages (+1.1pp). Malgré
|"augmentation du nombre de candidatures féminines, passées de 45 en 2015 & 90 en
2019, aucune femme n'a été élue pour reprendre le flambeau de Géraldine Marchand-

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.22



WAHLEN
DATUM: 20.10.2019
MATHIAS BUCHWALDER

Balet & la chambre du peuple. Maigre consolation, I'élection de Marianne Maret a la
chambre haute permet a la députation valaisanne de compter au moins une
politicienne dans ses rangs pour la prochaine législature. ¢

Au Conseil national, quatre siéges étaient a pourvoir lors des élections fédérales
d'octobre 2019 dans le canton de Neuchatel. Deux sortants ont brigué un nouveau
mandat. Il s'est agi du libéral-radical Philippe Bauer et du popiste Denis de la Reussille,
tout deux élus en 2015. Bauer a cependant visé en priorité un strapontin au Conseil des
Etats, sa candidature au national ayant pour but de faire profiter la liste libérale-
radicale de la prime au sortant. L'accession de Bauer a la chambre haute ne faisant que
peu de doute, trois candidat.e.s ont été désigné.e.s pour récupérer son siege, a savoir
Damien Cottier - I'ancien conseiller personnel du conseiller fédéral Didier Burkhalter -,
Sandra Menoud et Andreas Jurt. Contrairement & 2015, les Vert'libéraux et le PDC ont
cette fois-ci refusé de déposer une liste commune avec les libéraux-radicaux - qui ne
«profiterait qu'a ceux-ci» - critiquant notamment les décisions «désastreuses» prises
par le PLR et I'UDC durant la législature écoulée. En s'alliant, les deux partis du centre
n'ont pas jugé impossible la conquéte d'un siege, méme s'ils ont admis partir de loin
avec un cumul de 8 pour cent des votes lors des dernieres élections fédérales. La liste
des Vert'libéraux comprenait quatre candidat.e.s, comme celle des jeunes
Vert'libéraux, alors que trois noms figuraient sur la liste du PDC.

Du coété de I'UDC, le retour de I'enfant prodige de la section cantonale dans I'arene
politique a fait couler de I'encre dans la presse; Yvan Perrin, ex-président de I'UDC
neuchéateloise et ex-vice-président de I'UDC suisse, avait pour objectif de remobiliser
un parti en perte de vitesse, qui avait été le grand perdant des élections cantonales de
2017. En effet, le parti agrarien avait vu sa députation au Grand Conseil se réduire
comme peau de chagrin, passant de 20 a 9 tétes. Cette débandade était en partie due
aux tensions internes qui ont miné la section cantonale du parti: le conseiller national
Raymond Clottu en a été exclu en 2017, mais a continué de siéger avec la fraction UDC a
Berne, en tant qu'indépendant. Il a renoncé a se représenter pour ces élections
fédérales, laissant le champ libre a Perrin, son meilleur ennemi et prédécesseur au
Conseil national. Selon la presse, I'habitant de la Cote-aux-Fées a gardé une bonne cbte
de popularité dans le canton malgré ses déboires, lui qui dut notamment démissionner
de son poste de conseiller d'Etat un an aprés son entrée en fonction pour des
problémes de santé psychique et d'alcool. Durant la campagne, il a a maintes reprises
affirmé étre guéri, confiant notamment a Arcinfo «avoir réussi & monter au sommet du
Chasseron en VTT depuis la Cote-aux-Fées» pour la premiére fois depuis plus de dix
ans. Il a néanmoins reconnu que ses «mésaventures» pourraient lui «colter des voix».
Avec quatre candidat.e.s sur la liste principale et deux sur la liste jeune, I'UDC a
souhaité donner I'image d'un parti ou toutes et tous «tirent & la méme corde», selon le
président Walter Willener, dont I'inimitié envers Yvan Perrin était pourtant de notoriété
publique.

De l'autre c6té de I'échiquier politique, le socialiste Jacques-André Maire a rendu son
tablier aprés dix années dans les entrailles du Palais fédéral. Pour le remplacer, le PS a
misé sur quatre candidatures: Aurélie Widmer, Grégory Jaquet, Oghuzan Can et
Baptiste Hurni, qui faisait figure de locomotive. Agé de 33 ans, le chef du groupe
socialiste au Grand Conseil disposait déja d'une certaine expérience politique au
niveau cantonal malgré sa jeunesse. Au lancement de la campagne, la présidente de la
section cantonale Florence Nater a donné le ton, estimant possible la conquéte d'un
troisieme sieége pour la gauche «gréce aux désaccords de la droite, a la poussée des
Verts et au désarroi de I'UDC». Des ambitions vite tempérées par les allié.e.s du parti
socialiste: le loclois Denis de la Reussille savait sa place menacée par les Vert.e.s, alors
qu'il avait récupéré le siege laissé vacant par Francine John-Calame (vert.e.s) en 2015.
Les écologistes n'ont d'ailleurs pas caché leurs projets de reconquéte, avec les
candidatures de Céline Vara et Fabien Fivaz pour les deux chambres, accompagné.e.s
par Veronika Pantillon et Roby Tschopp pour le national. Aux cotés de Denis de la
Reussille, le POP a présenté trois autres candidatures, alors que SolidaritéS a également
déposé une liste complete. Contrairement a la droite, la gauche est partie unie dans la
bataille avec une liste commune entre le PS, les Vert.e.s, le POP et Solidarités.

Avec encore plusieurs listes jeunes et celle du parti fédéraliste européen, ce sont au
total 28 candidates et 37 candidats qui ont brigué un mandat dans la capitale, pour une
moyenne d'age de 40.7 ans. La part des candidatures féminines s'est élevée a 40.4 pour
cent, contre 24.1 en 2015. De quoi espérer un changement par rapport a la législature
écoulée, qui n'a vu aucune femme neuchateloise siéger sous la coupole. Selon ArcInfo,
les espoirs d'élection féminine reposaient cependant presque exclusivement sur les
épaules de Céline Vara, pronostiquant un duel avec Denis de la Reussille pour
|'obtention d'un strapontin.
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S'agissant des budgets de campagne, le PS a annoncé disposer de CHF 200'000 pour la
campagne. Le budget du PLR s'est monté & CHF 150'000, celui des Vert.e.s & CHF
70'000 et celui de I'UDC a CHF 62'000. Enfin, les Vert'libéraux ont annoncé un budget
de CHF 70'000, le PDC de CHF 30'000, le POP de CHF 25'000 et SolidaritéS de CHF
12'000. Si la somme totale investie par les partis dépasse certes les CHF 600'000,
Arcinfo a remarqué que les contributions personnelles des candidats demeuraient
cependant relativement faibles en comparaison intercantonale, ce qui constitue une
spécificité du canton de Neuchatel.

Le 20 octobre, c'est un raz-de-marée vert qui a déferlé sur Neuchétel, a I'image de ce
qui s'est passé dans de nombreux autres cantons suisses. Avec 20.8 pour cent des
suffrages (+11.5 points de pourcentage, pp, par rapport a 2015), les Vert.e.s ont
décroché un siege au national, qui sera occupé par Fabien Fivaz. Dans le méme temps,
Céline Vara a accédé au Conseil des Etats, aux dépens du PS. Ce fGt donc une journée
mi-figue mi-raisin pour les socialistes (16.6% des suffrages, -8.1pp), qui ont néanmoins
pu se consoler avec |'élection de Baptiste Hurni et le bon score global de la gauche, qui
a décroché un troisieme siége grace a la réélection de Denis de la Reussille. Le POP
(12.1%, -0.1pp) a cartonné dans le haut du canton, récoltant 24.4 pour cent des
suffrages a la Chaux-de-Fonds et plus de 32 au Locle, fief de Denis de la Reussille. Le
parti ouvrier populaire a également profité de I'apparentement avec les écologistes et
SolidaritéS (2.1%, pas de candidat.e en 2015) pour couper I'herbe sous les pieds de
|'UDC et de la liste commune entre les Vert'libéraux et le PDC. Celle-ci récolte 13.3 pour
cent des suffrages, 9.1 pour les Vert'libéraux (+5.7pp) et 4.2 pour le PDC (+0.6pp). En
légére perte de vitesse, le PLR (22.4%, -2pp) a néanmoins conservé son siége, qui
revient a Damien Cottier, alors que Philippe Bauer a sans surprise été élu au Conseil
des Etats. Le grand perdant de ces élections a ainsi été I'UDC (12.7%, -7.7pp), qui a été
contraint de céder son siege a la chambre du peuple. Cet échec est aussi celui d'Yvan
Perrin. L'ex-ministre a échoué dans sa tentative de retour au premier plan. L'ancien
policier I'a d'ailleurs bien compris puisqu'il a déclaré porter «une lourde responsabilité
dans la défaite» et a annoncé son retrait de la vie politique avant méme I'annonce
définitive des résultats.

Le taux de participation s'est élevé a 40.2 pour cent, ce qui a fait de Neuchatel le
troisiéme plus mauvais canton de Suisse tous ages confondus, derriére Genéve (38.2%)
et Glaris (39.9%). Cependant, Arcinfo a précisé que la participation des jeunes
électeurs et électrices a augmenté par rapport a 2015, ce qui a été contrebalancé par
une légere baisse venant des populations plus agées. Le mouvement des greves du
climat pourrait avoir incité la jeunesse a se déplacer aux urnes, alors que I'UDC a estimé
qu'une partie de son résultat décevant était & imputer au manque de mobilisation de
son électorat, d'aprés Arcinfo.’

Aussenpolitik

Beziehungen zu internationalen Organisationen

Im September 2019 befasste sich die grosse Kammer mit dem Rahmenkredit 2020-
2023 fiir drei Genfer Zentren. Der Kredit in der Hohe von CHF 128 Mio. soll die
finanzielle Unterstitzung des Zentrums fur Sicherheitspolitik, des Internationalen
Zentrums fur humanitare Minenrdumung GICHD und des Zentrums fur die
demokratische Kontrolle von Streitkraften DCAF fur den Zeitraum 2020-2023
sicherstellen. Diese Subventionszahlungen werden bereits seit 2002 geleistet und
wurden seither vier Mal verlangert, zuletzt 2015, wobei der Rahmenkredit im
vorliegenden Fall vier Millionen héher ausfiel als in der letzten Periode.

Aufgrund des internationalen Renommees der drei Zentren sowie des hohen
Stellenwerts der Schweizer Sicherheits- und Friedenspolitik war die Unterstutzung auch
im Nationalrat grundsatzlich unumstritten. Verschiedene Minderheiten forderten
jedoch entweder eine Aufteilung der drei Kredite oder weiterfihrende Bedingungen fur
den DCAF-Kredit. Begrindet wurde die verlangte Kreditteilung mit den
unterschiedlichen Zielsetzungen der Zentren und deren juristischer Unabhangigkeit.
Ein  Mitbericht der Finanzkommission  stellte zudem Maéngel bei der
Finanzberichterstattung und unklar formulierte Leistungsvertrage des DCAF fest.
Generell wurde mehrfach der Ruf nach mehr Transparenz in den drei Zentren laut. So
forderte etwa eine Minderheit um Nationalrat Egger (cvp, Wallis) eine Harmonisierung
der Subventionsvertrdge und der Berichterstattung der drei Zentren. Die
Minderheitsantréage blieben letztlich aber chancenlos. Die Mehrheit wollte vor allem
verhindern, dass durch die Kreditaufteilung gemeinsame Projekte der drei Zentren
erschwert werden wirden und Synergien verloren gingen. Angenommen wurde
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hingegen eine Ergadnzung der vorbehandelnden SIK-NR, die bedingt, dass die erste
Zahlung an das DCAF erst dann erfolgt, wenn der Subventionsvertrag zwischen dem
Bundesrat und der Stiftung DCAF Uberarbeitet wurde. Damit folgte man zumindest
teilweise dem Bericht der Finanzkommission. Der anwesende Bundesrat Ignazio Cassis
bat den Nationalrat um einen Entscheid, der sich spatestens bis zum Ende der
Wintersession mit dem Standerat bereinigen liesse, damit der Betrieb der Zentren im
kommenden Jahr aufrecht erhalten werden kénne.

Schliesslich stimmte der Nationalrat der Vorlage inklusive der Erganzung mit 150 zu 35
Stimmen (bei 6 Enthaltungen) zu, womit sie dem Standerat zur Differenzbereinigung
Uberwiesen wurde. ®

Landesverteidigung

Landesverteidigung und Gesellschaft

Im Mai 2012 wurde im Standerat ein Postulat Berberat (sp, NE) Uberwiesen, welches auf
die bessere Koordination zwischen Rekrutenschule und Hochschulstudium abzielt.
Dies wurde damit begrindet, dass nach dem Bologna-System die Semester bereits
Mitte September beginnen und damit eine 21 wochige Rekrutenschule nicht im Sommer
absolviert werden kann, ohne dass ein Studienbeginn oder dessen Fortsetzung dadurch
tangiert wird. Friher war das mit der klrzeren RS-Dauer noch moglich. Um den
Studierenden die Einbusse eines Semesters oder gar eines Studienjahres zu ersparen,
wurde der Bundesrat beauftragt, zusammen mit den Kantonen und den Hochschulen
Lésungen zu suchen, welche den Studenten zugute kommen. Denkbar sei eine
Verkurzung der RS um zwei bis drei Wochen unter gleichzeitiger Verschiebung des
Semesterstartes um einige Wochen. Nach einem unterstitzenden Votum durch
Bundesrat Maurer - der Bundesrat flihre bereits entsprechende Gespréache - wurde
das Postulat diskussionslos angenommen. Ein genau gleich lautendes Postulat Maire (sp,
NE) (Po. 12.3210) tberwies der Nationalrat Mitte Juni. ?

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik
Wettbewerb

Im Méarz gab der Nationalrat mit 87 zu 61 Stimmen einer parlamentarischen Initiative
Maire (sp, NE) Folge, die strengere Vorschriften zur Bekampfung der Kreditkarten-
Verschuldung von jungen Erwachsenen forderte. Der Vorstoss, der in der
nationalratlichen Kommission keine Mehrheit auf sich vereinigen konnte, sah drei
Verénderungen im Rahmen des Bundesgesetzes Uber den Konsumkredit (KKG) vor.
Erstens sollten die Kreditkartenkonti von Personen unter 25 Jahren direkt nach einer
Zahlung belastet werden. Zweitens sollten Kéufe verunméglicht werden, sofern der
Kontostand im Minus lag oder Null betrug. Schliesslich verlangte die parlamentarische
Initiative die Anzeige des Kontostands in Echtzeit. Der Entscheid der kleinen Kammer
stand im Berichtjahr noch aus. ™

Gesellschaftsrecht

Im Jahr 2014 befassten sich beide Parlamentskammern mit Anpassungen des
Bundesgesetzes Uber den Konsumkredit (KKG), die auf eine parlamentarische Initiative
Aubert (sp, VD) aus dem Jahre 2010 zurlckgingen. Die parlamentarische Initiative hatte
ein Verbot der Werbung fiir Kleinkredite gefordert. 2011 hatten National- und
Standerat entgegen der vorberatenden Kommissionen flr Wirtschaft und Abgaben
(WAK-NR/WAK-SR) der Initiative Folge gegeben. Die WAK-NR unterbreitete dem
Parlament im Januar 2014 nach einer Fristverlangerung einen Gesetzesentwurf. Dieser
sieht anstelle eines vollumfanglichen Werbeverbots flr Konsumkredite lediglich eine
Einschrankung vor. So sollen im KKG nur aggressive Werbeformen untersagt werden.
Diese gesetzliche Basis, so der Vorschlag der WAK-NR, soll zudem durch eine
privatrechtliche Konvention ergadnzt werden, in der die betroffene Branche selbst
definiert, was unter den Begriff der aggressiven Werbung féllt. Fir den Fall, dass keine
Selbstregulierungskonvention zustande kommt, sieht die Kommission vor, dass der
Bundesrat subsidiar die Moglichkeit hat, eine Regelung vorzunehmen und den Begriff
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der aggressiven Werbung zu konkretisieren. Wahrend der Nationalrat im Mai 2014
letzterem und den meisten anderen Vorschlagen der Kommission zustimmte, sprach
sich der Standerat vier Monate spater in diesem Punkt fir eine Ausweitung der
Kompetenzen des Bundesrats aus. Dieser solle, so eine Mehrheit im Stédnderat, nicht
nur eine Regelung erlassen durfen, wenn innerhalb der definierten Frist keine
Selbstregulierungskonvention vorliege, sondern auch dann, wenn diese aus Sicht des
Bundesrates ungenligend sein sollte. Der Nationalrat hielt im Dezember 2014 anlasslich
der zweiten Lesung, wenn auch nur knapp, mit 94 zu 92 Stimmen an seiner
urspringlichen Haltung fest. Mit 92 Stimmen unterlagen die Fraktionen der SVP, FDP
und GLP, wobei die letzteren beiden durch je eine abweichende Stimme ein Patt
verhinderten. Auch bei der Frage der Fahrlassigkeit folgte die grosse Kammer nicht dem
Beschluss des Standerates. Dieser wollte wie der Bundesrat fahrlassiges Handeln bei
der Schaltung von Werbung fur Kleinkredite mit bis zu 50°000 Franken bestrafen. Der
Nationalrat stimmte mit 91 zu 87 Stimmen flr eine Streichung des besagten Passuses
und damit ausschliesslich fur eine Bestrafung vorsatzlichen Handelns, was in diesem
Falle dem Willen der (fast) geschlossen auftretenden Fraktionen der FDP, SVP und GLP
entsprach. Zum Jahresende war das Geschéaft im Sténderat hangig. Hingegen waren sich
die Rate darin einig, im Lichte der zu erwartenden Verscharfung des
Konsumkreditgesetzes zwei Standesinitiativen und einer parlamentarische Initiative aus
dem Jahr 2011 nicht Folge zu geben. Der Kanton Basel-Landschaft hatte gefordert, dass
die Anforderungen zur Erlangung eines Konsumkredites deutlich erhéht werden, der
Kanton Genf wollte zudem Werbung fur Kleinkredite verbieten und die
parlamentarische Initiative Maire (sp, NE) beabsichtigte, die Kreditkartenvergabe an
junge Erwachsene unter 25 Jahren einzuschranken.

Wirtschaftsordnung

Une motion reprise par Jacques-André Maire (sp/ps, NE) souhaite défendre les
consommateurs suisses face aux tromperies menées par des entreprises étrangeres
qui possedent un numéro de téléphone suisse. La motion charge le Conseil fédéral de,
premierement, prendre des mesures pour éviter que des entreprises qui ont leurs
activités a I'étranger n’obtiennent un numéro suisse de la part des fournisseurs de
télécommunications helvétiques, dans l'optique de harceler les consommateurs
suisses, et deuxiemement, de faciliter les procédures pour que chaque citoyen puisse
se protéger contre ces comportements indésirables. Selon le dépositaire, cette
pratique de harcélement téléphonique viole I'art.4, al.1, let.u de la loi fédérale contre la
concurrence déloyale (LCD) car les entreprises qui utilisent ces stratégies
commerciales exercent leurs activités économiques dans un pays tiers.

Pour sa part, le Conseil fédéral a précisé que le projet de consultation, dans le cadre de
la révision de la loi sur les télécommunications (LTC), prenait déja en compte cette
problématique. En outre, il a mentionné le contexte international qui encadre tout
débat sur la télecommunication. Ainsi, il propose d'attendre les recommandations de la
Conférence européenne des administrations des postes de télécommunications avant
d’envisager des pistes nationales. Par ailleurs, il a précisé que les nouvelles
technologies comme le Voice over IP ou la falsification de numéro «spoofing»
rendaient obsoletes les mesures proposées dans la motion. Lors du vote, le Conseil
national a pris le contre-pied du Conseil fédéral et a soutenu la motion par 110 voix
contre 76 et 6 abstentions. Les voix du "non" se sont élevées parmi les rangs de la
droite, et plus précisément de I'UDC et du PLR. "

Afin de défendre les consommateurs suisses face aux tromperies, Jacques-André
Maire (ps, NE) a repris une motion déposée par Jean-Francois Steiert (ps, FR). Cette
motion cible I'utilisation de numéros de téléphone suisse par des entreprises qui n‘ont
des activités économiques qu’a I"étranger. Selon la motion, cette pratique aurait pour
objectif de tromper les consommateurs helvétiques.

Apres adoption par la chambre du peuple, la motion a été examinée par la Commission
des transports et des télécommunications du Conseil des Etats (CTT-CE). La
commission propose, sans opposition, a sa chambre de rejeter la motion. En effet, elle
estime que les objectifs de la motion ont été repris, dans la mesure du possible, dans la
révision de la loi sur les télécommunications (LTC).

La chambre des cantons s’est alignée sur la CTT-CE. Elle rejette la motion a
I'unanimité. ™
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Bien que la motion Maire (ps, NE) ait été reprise par Laurence Fehlmann Rielle (ps, GE),
elle a été classée car non examinée dans les délais impartis. Cette motion souhaitait
mettre un terme a la facturation des factures papiers. L'objectif était ainsi de protéger
les consommateurs, et en particulier la fraction de consommateurs qui utilisent moins
fréequemment les outils digitaux. Le Conseil fédéral a estimé qu'il n'était pas nécessaire
de légiférer sur cette thématique et que la facture digitale comportait un avantage
écologique.

Landwirtschaft
Landwirtschaft

La motion Bendahan (ps, VD) «Pour plus de transparence dans la formation des prix» a
été classée, car non-traitée par les chambres dans le délai imparti. Le conseiller
national vaudois exigeait des autorités la publication de données détaillées sur la
formation des prix des produits agricoles a tous les échelons. Aujourd'hui, il existe des
relevés effectués par I'OFAG mais |'Office fédéral de I'agriculture ne donne aucune
indication sur les étapes intermédiaires (transformation, transport, distribution) et se
concentre uniquement sur les prix a la production et a la consommation. Bien
qu'opposé a ce texte, le Conseil fédéral s'est dit prét a rendre public, la ou c'était
possible, les marges réalisées aux différents échelons.

Cette question de la transparence des prix des produits agricoles a, en outre, été
traitée dans le cadre des motions Glauser-Zufferey (Mo.18.3183) et Maire (M0.17.3658). ™

Agrarpolitik

Le Conseil national s'est emparé de deux motions déposées par la CdF-CN relatives aux
plans de restructuration d'Agroscope prévus par le Conseil fédéral. L'une d'elle (Mo.
18.4088) s'intéresse a la répartition des différents sites de recherche, tandis que I'autre
se penche sur les économies - & hauteur de CHF 40 millions - que le Conseil fédéral
prévoit de faire par le biais de cette restructuration. La Commission des finances du
Conseil national souhaite que celles-ci soient réinvesties afin d'augmenter I'efficacité
d'Agroscope. Le rapporteur francophone de la commission, Thomas Egger (csp, VS), a
souligné que cette proposition avait récolté le soutien de la quasi-totalité des membres
de la CdF-CN. Le Conseil fédéral a également proposé aux député.e.s de I'accepter, la
motion allant dans la direction souhaitée par les autorités. Le Conseil national a donc
tacitement adopté le texte élaboré par sa commission.

Le Conseil national a simultanément traité de deux motions déposées par la CdF-CN. La
Mo. 18.4087 s'intéresse aux plans d'économie prévus par le Conseil fédéral. La motion
intitulée «Une structure axée sur la pratique pour Agroscope» se penche, elle, sur la
localisation des centres de recherche, la commission des finances exigeant que les
plans du Conseil fédéral comprennent une station centrale, un centre de recherche
régional en Suisse allemande, un autre en Suisse romande ainsi que plusieurs stations
de recherche décentralisées, comme exposé par le rapporteur de la commission
Thomas Egger (csp, VS). La CdF-CN s'oppose a une centralisation compléte d'Agroscope
a Posieux comme l'avait initialement proposé le Conseil fédéral. Ce dernier a, entre
temps, révisé son avis, estimant que la proposition formulée dans cette motion était un
bon compris. Le Conseil national a donc accepté tacitement la motion de la CdF-CN.

A noter qu'un jour avant le débat en chambre, une motion d'ordre provenant du PDC et
défendue par Philipp Kutter (pdc, ZH) demandait de suspendre le traitement de cette
présente motion, argumentant que d'autres aspects devaient étre réglés avant de
pouvoir discuter de la répartition des centres de recherche. La motion d'ordre a été
balayées par une nette majorité de député.e.s (116 voix contre 65 et 10 abstentions).

L'ancien conseiller national Thomas Egger (csp, VS) souhaite «renforcer la recherche
en faveur d'une économie alpestre moderne>» par le biais d'une motion défendue en
chambre par Martin Candinas (centre, GR). Pointant I'importance des alpages pour le
maintien tant, d'un cété, d'écosystémes entiers, et de I'autre coté, d'une tradition
helvétique, I'élu des Grisons a plaidé pour le lancement d'un programme de recherche
au sein d'Agroscope, afin de répondre aux défis auxquels les exploitations de montagne
font face. En effet, des phénoménes comme les changements climatiques ou la
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prolifération des grands prédateurs, tels que le loup, les mettent sous pression et
rendent toute recherche de rentabilité et de durabilité économique encore plus
compliquée. Des solutions sont a trouver, par exemple, du co6té de l'intelligence
artificielle et de nouveaux logiciels informatiques novateurs. Guy Parmelin, conseiller
fédéral en charge de l'agriculture, a rétorqué qu'Agroscope entreprenait déja des
recherches en la maniére et qu'en vertu de sa restructuration, des moyens plus
importants seront alloués pour cette problématique. Ainsi, une nouvelle station de
recherche «Agriculture de montagne et économie alpestre» dotée de CHF 2.3 millions
pour la période 2021-2028 permettra de poursuivre une réflexion jugée importante par
le Conseil fédéral, mais qui considére donc que I|'objectif de la motion est d'ores et
déja atteint. Les parlementaires ont toutefois soutenu le texte par 123 voix contre 40 et
20 abstentions, ces dernieres provenant, pour la plupart, du groupe des Verts. Les
oppositions sont a trouver dans les rangs des verts'libéraux et du PLR.

Jagd

Les Suisses.ses étaient appelé.e.s a se prononcer sur une révision de la loi fédérale sur
la chasse et la protection des mammiferes et oiseaux sauvages, attaquée en
référendum par diverses organisations de protection de I'environnement ainsi que par
les partis de gauche. Cette révision de la loi, qui aura occupé le Parlement pendant plus
d'une année, prévoyait notamment une facilitation du tir du loup (tirs préventifs) - alors
que celui-ci est actuellement protégé - ainsi qu'une délégation de I'autorisation de ces
tirs aux cantons. A c6té de ces aspects qui auront été au centre des débats, la révision
donnait également la possibilité au Conseil fédéral d'allonger la liste des animaux
pouvant étre régulés par les cantons sans approbation fédérale (a I'image du loup). D'un
autre coté, cette révision était I'occasion d'étendre la protection d'un plus grand
nombre d'especes de canard et de soutenir financierement la création de nouveaux
corridors de faune.

Alors que ce projet était vu comme équilibré et nécessaire par le Conseil fédéral et une
majorité du Parlement - le retour du loup imposant de renouveler une loi qui n'avait
pas été retouchée depuis 1986 a une époque ou le grand prédateur n'était plus présent
en Suisse -, les opposant.e.s au texte ont pointé du doigt une loi sur la chasse qui allait
trop loin et ne respectait pas la deuxieme partie de son intitulé, a savoir «la protection
des mammiféres et oiseaux sauvages».

Il aura fallu attendre toute la journée avant de connaitre le sort réservé a cette
révision, les instituts de sondage n'ayant pas réussi a fournir des projections claires.
Tout comme pour le réféerendum sur les avions de chasse, le résultat s'est avéré plus
serré qu'attendu. 51.9 pour cent des votant.e.s ont refusé le texte, aprés une campagne
particulierement acharnée. La Tribune de Geneve titrait, a cet égard, «Le lobby
environnemental montre sa force de frappe». Il a été possible de percevoir cette force
dans le nombre d'encarts politiques publiés par les référendaires dans les journaux.
L'analyse effectuée par Année Politique Suisse montre que les opposant.e.s a la révision
de la loi sur la chasse ont fait paraftre cing fois plus d'encarts que ses partisan.ne.s; a
noter que le nombre total d'annonces a été I'un des plus élevés de ces dernieres
années. L'analyse suggere que I'une des raisons de cette mobilisation est le peu de
votations auxquelles prennent part les organisations environnementales, leur
permettant ainsi de canaliser leurs moyens. Au lendemain de la votation, Thomas Egger
(csp, VS) déclarait dans les médias que les organisations environnementales avaient
acheté le vote des Suisses.ses, dénoncant une campagne servant de démonstration de
force pour des scrutins a venir (initiative sur les glaciers, initiative pour une Suisse libre
de pesticides de synthése, initiative pour une eau potable propre). L'ancien président
de I'USP Jacques Bourgeois (plr, FR) faisait le méme constat, redoutant que le net
clivage entre ville et campagne, perceptible dans ce scrutin, ne se renouvelle dans le
cadre des initiatives sur les pesticides.

Pour les gagnant.e.s du jour, les moyens investis auront simplement permis une lutte a
armes égales avec les milieux pro-chasse, comme avancé par Regula Rytz (verts, BE).
Pour elle, cette victoire dénote une sensibilité écologique toujours plus marquée au
sein de la population. La protection de la biodiversité a été I'un des themes centraux de
la campagne, qu'il s'agisse du rdle régulateur des grands prédateurs dans nos
écosystemes, de la liste des especes protégées ou des actes de braconnage perpétrés
dans certains cantons. Les médias ont, en effet, révélés des soupcons de braconnage
de lynx en Valais, I'animal étant sous-représenté dans le sud du canton. Le Blick a publié
des témoignages supposant que des gardes-chasses étaient directement ou
indirectement impliqués dans ces actes. Cela a poussé le président des Vert'libéraux,
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Martin Baumle (pvl, ZH) & déposer une interpellation (20.4039) demandant des
éclaircissements au Conseil fédéral. De son cété, le Conseil d'Etat valaisan a annoncé
avoir ouvert une enquéte pénale contre inconnu afin de faire le jour sur les
témoignages rapportés dans les médias, comme annoncé par le président du
gouvernement valaisan Christophe Darbellay (VS, pdc).

Le lynx n'est pas touché par le changement Iégislatif, ou du moins, ne I'est pas encore,
selon ses opposant.e.s. Le Parlement a, en effet, décidé de I'enlever de la liste des
animaux protégés pouvant étre régulés (a I'image du loup), mais a laissé la possibilité au
Conseil fedéral de le rajouter par voie d'ordonnance, dans le futur. Les opposant.e.s a
la loi ont, par ailleurs, mené campagne en brandissant cette menace, une partie de
leurs affiches montrant des lynx, des castors et d'autres especes pour |'heure
protégées ornées d'une cible. Le camp adverse a dénoncé une campagne qui ne
représente pas la réalité actuelle, le Conseil fédéral ayant méme explicitement exclus
ces especes dans |'ordonnance que Simonetta Sommaruga avait préparé.

Le clivage souvent évoqué lors des débats entre ville et montagne s'est révélé saillant, le
quotidien Blick allant jusqu'a titrer: «Stadter schiessen Jagdgesezt ab». Des cantons
urbains comme Béle-ville (36.1 pour cent de oui), Genéve (36.9 pour cent de oui) ou
Vaud (40.2 pour cent de oui) ont, en effet, contribué a faire trébucher cette loi.

C'est, au contraire, majoritairement la ou le loup est le plus présent, que le corps
électoral a accepté le plus nettement le texte, a I'image des cantons des Grisons et du
Valais, avec respectivement 67.3 pour cent et 68.6 pour cent de oui. Certaines
communes montagnardes ont pratiquement voté a I'unanimité pour cette nouvelle loi, a
I'image des habitant.e.s de Blatten dans le Lotschental qui auront été 97 pour cent a
vouloir ce changement législatif. Des contre-exemples sont également apparus,
|'Aargauer Zeitung présentant le cas des communes vaudoises localisées dans le
Marchairuz qui ont refusé a presque 60% la loi, alors méme qu'une meute de loup y est
établie. La raison évoquée par I'un des syndics de cette région est la quasi-absence de
troupeaux de moutons et le peu de conflits que génére le prédateur.

Les régions de montagne - telles que le Surselva dans les Grisons, particulierement
confrontée au grand prédateur - ont maintes fois dénoncé la vision romantisée qu'ont
les citadins de la nature et, par extension, du loup, eux qui ne sont pas confrontés aux
attaques sur les troupeaux. A cela, les opposant.e.s a la loi n'ont eu de cesse de répéter
que les mesures de protection des troupeaux permettent de réduire drastiquement les
attaques, alors que 87% des animaux de rente tués par ce prédateur en 2019 en Valais
ne bénéficiaient pas de telles mesures.

Pourtant, la nouvelle mouture de la loi sur la chasse incitait explicitement les bergers et
bergeres a mieux protéger les troupeaux. Aujourd'hui, en effet, toutes les bétes tuées
par les grands prédateurs sont indemnisées financierement, alors que la révision
prévoyait que seul.e.s les éleveuses et éleveurs ayant mis en place des mesures de
protection auraient pu y prétendre. Ces mesures passent par I'installation de clétures
électriques, a la présence d'un berger, d'une bergere ou de chiens de protection. Les
opposant.e.s au texte ont également tenu a rappeler que seuls 6 pour cent des morts
d'ovins sont & mettre sur le compte du loup et que le nombre de moutons tués par le
prédateur n'est pas directement corrélé au nombre de loups présents.

D'autres aspects ont été abordés lors de la campagne, notamment I'effet indirect de la
présence du loup sur le tourisme. Les autorités locales grisonnes ont, en effet, pris la
décision de fermer des chemins de randonnées, devenus trop risqués. La menace ne
provient pourtant pas du loup, mais des vaches stressées par la présence du loup et
pouvant mettre en danger les touristes; un probleme également présent dans d'autres
cantons.

Les amatrices et amateurs de VTT et de standing Paddle se sont également invités dans
la campagne de votation, ces deux pratiques étant touchées par la révision, la premiere
par une interdiction de circuler dans les zones franches, la deuxiéme par une
interdiction de naviguer dans les zones lacustres, au travers d'une modification de
|'OROEM.

Alors qu'un peu plus d'un mois avant la votation, 54 pour cent des personnes
interrogées dans le cadre du sondage effectué par gfs.Bern se montraient en faveur du
texte et 26 pour cent s'y opposaient, les référendaires ont réussi a inverser la vapeur
pour remporter le scrutin. Pour Markus Ritter (pdc, SG), président de I'USP, ce résultat
montre que la solidarité entre région de plaine et de montagne n'existe plus. Le camp
adverse a, quant a lui, d'ores et déja indiqué qu'il allait déposer une initiative
parlementaire proposant une régulation raisonnée du loup ainsi qu'une meilleure
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protection de certaines espéces menacées. Le Tagesanzeiger rappelait, a cet égard,
que les partis de gauche avaient initialement accepté une meilleure régulation du loup,
comme proposée par la motion Engler (pdc, GR), initiatrice de la révision de cette
présente loi.

Malgré des divergences persistantes, les deux camps se sont déja montrés ouvert a la
discussion, afin de renforcer la protection tant de la biodiversité, d'un c6té, que des
élevages, de l'autre cbdté, conscient de I'évolution rapide des populations de loup. La
ministre de I'environnement, Simonetta Sommaruga, tres discrete durant la campagne,
a donc été invitée a proposer une nouvelle réforme.

Votation du 27 septembre 2020

Participation: 59.34%
Oui: 1'5630'972 (48.07%) / Cantons: 114/2
Non: 1'654'066 (51.93%) / Cantons: 9 2/2

Consignes de vote:

- Oui: PBD, PDC (3*), UDF, PLR (3*), UDC, USP, ChasseSuisse

- Non: PEV, PVL, PES, PSS, Pro Natura, BirdLife, WWF, Groupe Loup Suisse
*entre parenthéses: nombre de sections cantonales divergentes

Internationale Landwirtschaftspolitik

La chambre du peuple débat a son tour sur I'abrogation de ladite «loi chocolatiére>.
Le Conseil des Etats avait apporté un certain nombre de modifications a la proposition
du Conseil fédéral; proposition qui consistait a supprimer toute contribution a
|'exportation de produits agricoles transformés d'ici a 2020, comme demandé par les
ministres lors de la 10éme conférence de I'OMC & Nairobi en 2015. La commission de
|'économie et des redevances du Conseil national (CER-CN) propose, elle aussi, de
modifier quelques aspects du projet de I'exécutif ainsi que des propositions formulées
et acceptées par la chambre des cantons. Premierement, comme rapporté par le
député UDC Pierre-André Page (udc, FR), une majorité de la commission propose qu'il
soit précisé que le supplément pour les céréales peut étre versé en fonction du volume
ou de la surface - y voyant la garantie d'une certaine souplesse dans I'application - mais
s'oppose a la proposition du Conseil des Etats qui voulait que seules les céreales
destinées a I'alimentation humaine soient concernés, estimant que cela pourrait
s'avérer compliqué pour les paysans durant certaines années planifiables de
surproduction céréaliere. Ainsi, la majorité propose de rejeter la proposition de la
minorité Jans (ps, BS) qui demande & conserver la version formulée par le Conseil des
Etats. La majorité de la CER-CN invite, par contre, les parlementaires a approuver la
proposition de ce dernier en ce qui concerne 'augmentation du montant alloué aux
mesures d'accompagnement par rapport au projet du Conseil fédéral. La commission
estime que celui-ci doit rester a hauteur de 94,6 millions de francs et non étre baissé a
67,9 millions de francs. La minorité Bertschy (pvl, BE) veut, quant a elle, le maintien du
plafond de dépenses fixé en premiere instance par le Conseil fédéral. La députée
socialiste Schneider Schuttel (ps, FR) justifie cette position par le fait que la Suisse ne
souffre plus autant du franc fort qu'a I'époque ou les contributions ont été
augmentées. De plus, elle estime qu'une augmentation pourrait aller a I'encontre de la
décision de I'OMC et argumente finalement d'un point de vue des restrictions
budgétaires entreprises par la Confédération. La deuxieme proposition de la minorité
Bertschy propose de limiter dans le temps cette forme de subventionnement et cela de
maniére dégressive jusqu'en 2027. Finalement, la commission demande a étre
consultée avant la promulgation de Il'ordonnance sur les douanes, touchant a la
procédure d'autorisation du trafic de perfectionnement. Celle-ci demande a ce que
cette derniere soit simplifiée et transparente.

La commission des finances (CDF-CN) a elle aussi pris position quant au deuxiéme volet
de cet objet, a savoir le volet touchant a I'arrété fédéral concernant les moyens
financiers dédiés a [l'agriculture pour la période 2018-2021. Celle-ci demande
également aux députés d'accepter l'augmentation des moyens proposée par la
chambre haute par rapport au projet du Conseil fédéral; le montant total alloué a cet
effet pour la période 2018-2021 doit s'élever, d'aprés la majorité de la commission, a
2,031 milliards de francs et non a 1,951 milliards de francs comme proposé par
|'exécutif. Par la voix de son rapporteur Thomas Egger (pdc, VS), la commission justifie
sa position, d'une part, par le fait que les chambres fédérales ont approuvé lors de la
session d'hiver 2016 une augmentation des contributions pour la "loi chocolatiere" a
hauteur de 94.6 millions de francs par année et estime donc que le Conseil fédéral
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n'applique pas de maniere conséquente cette décision des chambres dans la révision
de cette loi. D'autre part, elle considére qu'un soutien a la production de matiéres
premieres dédiées aux produits transformés destinés a I'exportation est nécessaire afin
que cette branche reste compétitive sur le plan international.

En plus de ses propositions d'approuver le projet du Conseil fédéral limitant le budget
alloué aux producteurs de céréales et de lait a 67,9 millions de francs par année ainsi
que la limitation dans le temps de cette contribution, Kathrin Bertschy souhaiterait plus
généralement que la chambre du peuple n'entre pas en matiére sur ce sujet. Parlant au
nom de la fraction verte-libérale, la députée bernoise considere, en effet, que le
premier objet soumis a votation - a savoir I'arrété fédéral relatif a la suppression de
toute aide a I'exportation, conformément aux régles édictée par I'OMC - concerne, en
vérité, la modification de la loi sur I'agriculture. La fraction des vert'libéraux soutient,
par contre, les modifications imposées par I'OMC, estimant que tout soutien financier a
|'exportation de produits agricoles est dommageable pour les pays en voie de
développement, les paysans de ces pays ne pouvant pas rivaliser contre des produits
subventionnés. De plus, elle considere que cela va a I'encontre de la compétitivité et
améne a une utilisation inefficiente des facteurs de production. Finalement, les
vert'libéraux critiquent sur un plan plus général ce projet de loi, considérant que ce
n'est pas une abolition de la "loi chocolatiére", mais la création d'une nouvelle loi sur le
lait et le pain ("Milch-Brot-Gesetz") - la proposition de loi irait a I'encontre de I'esprit
des mesures souhaitées par I'OMC.

L'UDC ainsi que le PDC soutiennent quant a eux la proposition financiere du Conseil
des Etats ainsi que les propositions des majorités des commissions. Les Verts sont
d'accord d'entrer en matiére, mais critiquent vertement la solution trouvée par le
Conseil fédéral, considérant qu'un systéme de financement passant par les paiements
directs et non par un subventionnement couplé a la production, aurait été plus légitime
et aurait répondu a la volonté du Conseil fédéral d'en arréter avec ce mode de
financement décidé lors de I'introduction du systeme des paiements directs dans les
années 90. C'est pour cela qu'ils soutiennent la proposition budgétaire du Conseil
fédéral. La fraction verte défend, de plus, les propositions de la minorité Bertschy
d'une limitation temporelle et d'un paiement dégressif ainsi que de la minorité Jans
limitant les paiements aux céréales destinées aux humains. Le PLR salue la décision du
Conseil fédéral de simplifier le trafic de perfectionnement actif; une simplification qui
permettra une meilleure compétitivité des entreprises du secteur agro-alimentaire. La
majorité de la fraction libérale-radicale considere également que le montant proposé
initialement par I'exécutif est justifié et ne devrait pas étre augmenté, comme le
proposent les majorités des deux commissions. Finalement, le parti socialiste est du
méme avis que les Verts en ce qui concerne le mode de financement et aurait souhaité
qu'une solution en termes de paiements directs soit trouvée, respectant ainsi le
mandat de la Constitution. Ils critiquent, comme les Vert'libéraux, cette proposition qui
ne change, en définitive, rien, passant d'un systéme ou les producteurs sont aidés et
paient les paysans de maniére correcte, a un systéme ou les paysans sont soutenus,
permettant ainsi de fixer un prix des matiéres premiéres plus bas pour les producteurs
de produits transformés. Mais, conscient de I'urgence de trouver une solution, une
majorité du PS est d'accord d'approuver le projet du Conseil fédéral, sous la condition
que la proposition de la minorité Bertschy relative a une limitation temporelle soit
acceptée.

Le Conseil fédéral, par la voix de son ministre de I'économie, Johann Schneider-
Ammann, reste sur ses positions en invoquant les mémes arguments que ceux invoqués
devant les sénateurs du Conseil des Etats. Il précise, de plus, qu'un rapport d'évaluation
est prévu, quatre ans aprés la mise en application de ces nouvelles mesures.

Les parlementaires votent massivement pour I'entrée en matiére du premier arrété
fédéral relatif a I'approbation et a la mise en ceuvre de la décision ministérielle de
I'OMC. Lors du vote par article, la proposition de la minorité quant a une limitation
temporelle sur dix ans, couplée d'un financement dégressif se voit refusée par 117 voix
contre 68. C'est également la proposition de la majorité qui est acceptée par 129 voix
contre 58 en ce qui concerne la prise en compte de la surface ainsi que de la
suppression de la précision demandée par le Conseil des Etats de restreindre cela aux
céréales destinées aux humains. Cet arrété fédéral est finalement accepté par 165 voix
contre 15 et 9 abstentions.

Les députés décident également massivement d'entrer en matiere en ce qui concerne
le deuxieme arrété fédéral relatif aux moyens financiers destinés a I'agriculture pour les
années 2018-2021. Lors du vote par article, la proposition des majorités des deux
commissions de suivre le Conseil des Etats en ce qui concerne I'augmentation des
moyens mis a disposition est acceptée par 111 voix contre 78 pour la proposition des
minorités des deux commissions qui voulaient conserver le montant proposé par le
Conseil fédéral. Sur le vote d'ensemble, l'arrété fédéral est accepté par 138
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parlementaires contre 52, sans abstention.

Le projet retourne donc aux mains du Conseil des Etats, afin de régler les différends
restants entre les deux chambres concernant les termes a utiliser dans I'article 55 de la
loi sur I'agriculture (céréales destinées au humains ou céréales de maniére générale
ainsi que l'ajout de la considération de la surface et non pas uniquement des
volumes). "

Lebensmittel

Pour sa derniére intervention en tant que conseiller national, Jacques-André Maire (ps,
NE) a défendu une meilleure transparence dans la fixation des prix des produits issus
de I'agriculture biologique. Il déplore, en effet, que la grande distribution se fasse une
marge plus importante sur les produits labellisés Bio que sur les produits
conventionnels. Selon une enquéte de la RTS, citée par [I'élu socialiste, les
intermédiaires prendraient une marge de I'ordre de 50 a 95% plus élevée pour ces
produits. Une plus grande transparence dans la fixation de ces prix permettrait donc
d'informer correctement tant les producteurs que les consommateurs.

Le conseiller fédéral en charge de I'économie et des questions agricoles, Guy Parmelin,
a précisé, devant l'assemblée, que des outils législatifs existent déja quant a la
transparence sur le marché agricole suisse. Un monitoring a été mis en place et permet
d'analyser toute une série de données sur la valeur ajoutée brut ainsi que sur les
marges. Le Conseil fédéral s'est d'ailleurs dit prét - déja dans sa réponse a la motion
Bendahen 18.4364 - & étendre ses pratiques la ou la structure du marché le
permettrait, afin d'en savoir plus sur les marges réalisées aux différents échelons. Il
s'est, par contre, opposé a I'idée de dévoiler des données précises qui permettraient
de déterminer quelles sont les entreprises concernées, cela représentant une atteinte
au secret des affaires. Le Conseil national lui donnera raison, préférant rejeter cette
motion par 95 voix contre 74 et 6 abstentions. ?°

Offentliche Finanzen

Direkte Steuern

Der Kanton Neuenburg hatte am 1. Oktober 2014 die Standesinitiative
~Familienbesteuerung. Anpassung der Gesetzgebung an die neuen Familienformen™
eingereicht, die der Standerat in der Wintersession 2016 beriet. Der Kanton Neuenburg
hatte beantragt, dass die gesetzlichen Grundlagen flr die Familienbesteuerung den
verédnderten Familienmodellen angepasst werden sollten. Insbesondere die
Ungleichheiten in der Besteuerung der Alimente an minderjahrige und volljahrige
Kinder sowie in den Abzugsregelungen fur verheiratete, unverheiratete und
geschiedene Paare sollten harmonisiert werden. Fur die WAK-SR erlauterte Martin
Schmid (fdp, GR) die Stellungnahme des Bundesrates zur Motion Maire (sp, NE) vom 18.
Juni 2014 (Mo. 14.3468), die sich weitgehend mit der Standesinitiative des Kantons
Neuenburg deckt (genauso wie das Postulat 14.3292). Der Bundesrat hatte
argumentiert, dass die Alimentenleistungen an volljahrige Kinder von diesen versteuert
werden mussten, wenn sie von den Alimentengebern als Steuerabzige geltend gemacht
werden kénnten. Dies wirde jedoch keiner sachgerechten Besteuerung entsprechen.
Bezlglich der ungleichen Kinderabzlige zwischen verheirateten, unverheirateten und
geschiedenen Eltern verweist der Bundesrat auf einen friher geltenden
Bundesratsbeschluss Uber die Erhebung einer direkten Bundessteuer (BdBSt), gemass
dem die Unterhaltszahlungen an Kinder nicht abgezogen werden konnten, die
bezogenen Leistungen aber entsprechend auch nicht versteuert werden mussten.
Diese Regelung war aber als ungerecht empfunden worden, weil ohne Abzug der
Unterhaltszahlungen Einkommen versteuert werden musste, das in der Realitadt gar
nicht zur Verfligung stand. Schliesslich wurde eine solche Regelung eine Vielzahl an
Anpassungen in den Scheidungskonventionen und Unterhaltsverpflichtungen nach sich
ziehen, was ebenfalls flir eine Ablehnung des Vorschlags spreche. Aufgrund der
Mehrheitsverhaltnisse im Rat verzichtete Didier Berberat (sp, NE) als Vertreter des
Kantons Neuenburg auf einen Minderheitsantrag auf Folgegeben, der Stéanderat lehnte
die Standesinitiative entsprechend stillschweigend ab. *
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Im Anschluss an die Ablehnung der Neuenburger Standesinitiative zur
Familienbesteuerung Ende 2016 reichte der Neuenburger Standerat Didier Berberat
(sp, NE) deren Forderung als Motion "Familienbesteuerung. Ungleichbehandlungen
beseitigen" erneut ein. Die Motion beinhaltete folglich den Auftrag an den Bundesrat,
im Rahmen der Anderung der Direkten Bundessteuer (DBG) und des
Steuerharmonisierungsgesetzes (StHG) Vorschlédge zur steuerlichen Gleichbehandlung
von Unterhaltsbeitragen minderjahriger und volljdhriger Kinder sowie zur
Harmonisierung der Kinderabzlge verheirateter und geschiedener Eltern zu machen.
Wie wichtig dieses Thema fur die Parlamentarier ist, verdeutlicht die grosse Anzahl
Parlamentsvorschlédge der letzten Jahre (unter anderem Motionen von Parmelin (Mo.
05.3319), Frick (Mo. 06.3305), Kohler (Mo. 06.3297), Amstutz (Mo. 09.3129), Baettig (Mo.
09.3239), Maire (Mo. 14.3468), Postulat der WAK-NR (Po. 14.3292), Interpellation Feri
(Ip. 16.3307)).

Anders als bei der Neuenburger Standesinitiative, die bezuglich der Kinderabzlge vor
allem das unzeitgemésse Familienmodell hinter dem aktuellen System kritisierte,
betonte Berberat in seiner Begrindung insbesondere die Benachteiligung von
gemeinsam besteuerten Eheleuten gegenlber geschiedenen oder getrennten Eltern. So
konnen Letztere im Unterschied zu Verheirateten sowohl Unterhaltsbeitrage als auch
einen Kinderabzug geltend machen. Der Bundesrat wiederholte in seiner Begrindung
vom 15. Februar 2017 dieselben Argumente, die er bereits bezlglich der
Standesinitiative und der Motion Maire angefiihrt hatte: Abzugsféhige
Alimentenleistungen an Volljéhrige wirden bedingen, dass die Kinder dieselben Gelder
versteuern mussen; die steuerliche Bevorzugung geschiedener oder getrennt lebender
Eltern lasst sich dadurch begriinden, dass Letztere durchschnittlich finanziell deutlich
schlechter gestellt sind als Verheiratete; eine frihere Regelung, die keinen Abzug der
Unterhaltsbeitrage vorsah, war als nicht sachgerecht empfunden worden. Der
Bundesrat betonte zudem, dass er die aktuelle Losung grundséatzlich als gerecht
empfinde, dass aber in Einzelfdllen andere Modelle passender waren und die
eidgendssische Steuerverwaltung entsprechende Moglichkeiten prife. Bundesrat
Maurer erganzte zudem in der Standeratsdebatte, dass auf jeden Fall verhindert werden
misse, dass durch Anderungen neue Ungerechtigkeiten geschaffen werden. Der
Standerat folgte der Empfehlung des Bundesrates und lehnte die Motion mit 15 zu 27
Stimmen ab. %

Indirekte Steuern

Diskussionslos und stillschweigend nahm der Nationalrat in der Frihjahrssession 2019
eine Motion von Jacques-André Maire (sp, NE) flir einen reduzierten
Mehrwertsteuersatz fiir Damenhygieneartikel an. Der Motionéar verlangte damit, dass
die «paradoxe und befremdliche Regelung», geméss der Damenhygieneartikel wie
Tampons, Binden und Slip-Einlagen zum Normaltarif von 7.7 Prozent besteuert werden,
geandert wird. Eine Unterstellung unter den reduzierten Mehrwertsteuersatz von 2.5
Prozent wirde die Gesamteinnahmen der Mehrwertsteuer lediglich um CHF 10 bis 15
Mio. oder um 0.5 Promille verringern, rechnete der Motionar in seiner Begriindung vor.
Damit reagierte Maire auf die Ablehnung seiner 2016 eingereichten Motion (Mo.
16.4061), mit der er damals «grundlegende Hygieneartikel» wie Tampons und Binden,
aber auch WC-Papier oder Seife dem reduzierten Mehrwertsteuersatz unterstellen
wollte. Damals hatte der Bundesrat seine Empfehlung auf Ablehnung unter anderem mit
den zu hohen Kosten und der wunklaren Abgrenzung von <«grundlegenden
Hygieneprodukten» begrindet. Das Argument der Diskriminierung der Frauen hatte er
damals damit bestritten, dass keine Diskriminierung vorliege, wenn nur ein Teil der
Bevolkerung ein Produkt bendtige - genauso wie zum Beispiel auch Brillentréager von
der Mehrwertsteuer nicht diskriminiert wirden.

Anhnlich wie bei der sogenannten «Pink Tax» oder beim «Gender Pricing», also dem
Aufpreis, der bei Produkten anfallt, die grossmehrheitlich von Frauen gekauft werden,
finden sich auch bei der Mehrwertsteuer zahlreiche Beispiele, bei denen Produkte fur
Frauen hoher besteuert werden als Produkte fir Manner oder neutrale Produkte; ein
prominentes Beispiel ist Viagra, das dem reduzierten Steuersatz von 2.5 Prozent
unterstellt ist, wie verschiedene Medien berichteten. In den letzten Jahren wurden
diese Unterschiede in der Mehrwertsteuer in zahlreichen Staaten bekdmpft. %
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Teilrevision des Mehrwertsteuergesetzes (BRG 21.019)

Mit der im September 2021 vorgelegten Teilrevision des Mehrwertsteuergesetzes
beantragte der Bundesrat die Umsetzung zahlreicher Motionen und Postulate.
Hauptbestandteil der Revision war die neue Besteuerung der elektronischen
Versandhandelsplattformen geméass einer Motion Vonlanthen (damals noch cvp, FR; Mo.
18.3540), darlber hinaus wurde aber etwa auch der Mehrwertsteuersatz auf
Damenhygieneartikel reduziert (geméss einer Motion Maire: sp, NE; Mo. 18.4205) oder
die Ungleichbehandlung von Sport- und Kulturvereinen in der Mehrwertsteuer behoben
(gemass einer Motion Page: svp, FR; Mo. 17.3657). Das Parlament entschied sich zudem,
auch die Mehrwertsteuerausnahmen im Gesundheitsbereich teilweise neu zu regeln.

Chronologie
Vernehmlassung
Botschaft

Erstrat

Zweitrat
Differenzbereinigung

Im September 2021 préasentierte der Bundesrat seine Botschaft zur Revision des
Mehrwertsteuergesetzes mit dem Ziel, die Mehrwertsteuer in einer digitalisierten und
globalisierten Wirtschaft weiterzuentwickeln. Mit den Anderungen in den Bereichen
Steuerpflicht, Steuerabrechnung und Steuersicherung beabsichtige er eine
Vereinfachung der Mehrwertsteuer fur KMU, die Beseitigung von
Wettbewerbsnachteilen inlandischer Unternehmen, Steuersicherung sowie die
Umsetzung verschiedener Motionen. Die Revision soll Mehreinnahmen «im mittleren
zweistelligen Millionenbereich» mit sich bringen, insbesondere verursacht durch die
Besteuerung der elektronischen Versandhandelsplattformen (ca. CHF 75 Mio.).
Demnach sollen ausléndische Versandhandelsunternehmen, die sogenannten
«Plattformen», als Leistungserbringende eingestuft werden, wie es von einer Motion
Vonlanthen (damals noch cvp, FR; Mo. 18.3540) gefordert worden war. Zwar sind diese
Plattformen bereits heute ab einem Umsatz durch Kleinsendungen in der Schweiz von
CHF 100'000 mehrwertsteuerpflichtig, viele erreichen jedoch diesen Wert nicht - Ende
April 2020 waren nur 213 entsprechende Plattformen bei der Mehrwertsteuer
registriert. Neu sollen sie deshalb als Lieferanten die Mehrwertsteuer auf alle
verkauften Produkte entrichten mussen. Dabei soll die ESTV auch Mdglichkeiten flr
administrative Massnahmen bei Zuwiderhandlung, wie ein Einfuhrverbot, die
Méglichkeit zur Zerstdérung der Produkte und die Schaffung einer Liste mit fehlbaren
Unternehmen, erhalten. Anders als von der Motion Vonlanthen gefordert, soll jedoch
nur die Besteuerung der Plattformen fir Gegenstdnde, nicht aber diejenige fur
Dienstleistungen geéndert werden, erklarte der Bundesrat. Letztere wurden
Ublicherweise bereits als Leistungserbringende gelten. Hingegen sei eine
Auskunftspflicht fur Plattformen zu Unternehmen, die Befdrderungs- oder
Beherbergungsleistungen erbringen, geplant.

Zur Reduktion des Aufwands der Unternehmen soll diesen die jahrliche Abrechnung der
Mehrwertsteuer mit Ratenzahlungen ermdglicht werden. Die Steuersicherung soll
verbessert werden, indem der Handel mit Emissionsrechten der Bezugssteuer
unterstellt wird und Geschéaftsfuhrungsmitglieder juristischer Personen zur
Bereitstellung von Sicherheiten verpflichtet werden kénnen.

Daneben sollen mit der Revision zahlreiche weitere Motionen umgesetzt werden, etwa
eine Motion der WAK-SR (Mo. 16.3431) fir eine Streichung der Mehrwertsteuer auf
subventionierte Aufgaben, die Motion Page (svp, FR; Mo. 17.3657) fiir eine Beseitigung
der Ungleichbehandlung von Sport- und Kulturvereinen in der Mehrwertsteuer, die
Motion Maire (sp, NE; Mo. 18.4205) fur eine Reduktion des Mehrwertsteuersatzes flr
Damenhygieneartikel und eine Motion Humbel (mitte, AG; Mo. 19.3892) fir eine
Ausnahme der Leistungen der hausarztlich koordinierten Versorgung von der
Mehrwertsteuer.
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Finanzplan und Sanierungsmassnahmen

In der Frihjahrssession 2017 gab es bezlglich des Stabilisierungsprogramms 2017-2019
noch vier Differenzen zu klaren. Eine erste bereinigte der Nationalrat, indem er dem
Minderheitsantrag Maire (sp, NE) folgte und auf die zusé&tzliche Kirzung der Beitrage an
die Regionalpolitik um CHF 10 Mio. verzichtete. Maire hatte den Nationalrat zuvor
aufgefordert, sich mit den wirtschaftlich weniger privilegierten Regionen solidarisch zu
zeigen und diese Beitrage nicht zu kirzen. Die neue Regionalpolitik sei fur diese
Regionen sehr wichtig, da sie ihnen zum Beispiel erlaube, ihre Industrie mithilfe von
Innovationsprojekten zu diversifizieren oder die Attraktivitat ihrer Region durch
Tourismusprojekte zu steigern. DemgegenUber Ubte zum Beispiel Albert Vitali (fdp, LU)
allgemeine Kritik an der Regionalpolitik, da diese - als Anschubfinanzierung fur Projekte
gedacht - zunehmend zu deren Dauerfinanzierung verwendet wlrde. Entsprechend sei
eine grundsatzliche Uberarbeitung notwendig, welche man tber die Finanzen steuern
kénne. Bundesrat Maurer entgegnete, dass es beim Stabilisierungsprogramm lediglich
um die Speisung des Fonds und nicht um die Ausgestaltung der Regionalpolitik gehe.
Der Fonds sei zwar gut bestlckt und wirde eine Reduktion verkraften, da es hier
jedoch um einen vergleichsweise geringen Betrag gehe, ware die geplante zusatzliche
Reduktion ein unnotiges negatives Signal an die Randregionen. Mit 96 zu 93 Stimmen
bei 3 Enthaltungen pflichtete der Nationalrat der Minderheit Maire knapp bei und
lehnte die zuséatzliche Reduktion ab.

Eine weitere Differenz bereinigte der Sténderat in der nachsten Runde des
Differenzbereinigungsverfahrens. Die FK-SR hatte beantragt, dem Nationalrat bei den
Sparanstrengungen im Eigenbereich entgegenzukommen, nachdem noch einmal klar
gestellt worden war, dass die Zollstellen in Bargen, Ponte Tresa, Thénex-Vallard, St.
Gallen und Buchs erhalten bleiben wirden. Zudem hatte der Bundesrat am 22. Februar
2017 seinerseits fur den Voranschlag 2018 Einsparungen im Eigenbereich von CHF 150
Mio. beschlossen - bat das Parlament bei dieser Gelegenheit jedoch darum, ihm die
Freiheit zu geben, selbst zu entscheiden, wo diese Sparmassnahmen am ehesten
moglich sind. Der Stéanderat stimmte in der Folge dem Nationalrat in diesem Punkt mit
33 zu 9 Stimmen zu.

Da der Nationalrat in der letzten Sitzung des Differenzbereinigungsverfahrens die
verbliebenen zwei Differenzen nicht klaren konnte, musste eine Einigungskonferenz
einberufen werden. Offen geblieben waren die zwei Differenzen, von denen der
Stdnderat in den vorangegangenen Beratungen beflrchtet hatte, dass sich die
Sparanstrengungen des Bundes negativ auf die Kantonsfinanzen auswirken kénnten. So
wollten Bundesrat und Nationalrat Integrationsbeitrage an die Kantone in der Héhe von
CHF 23,3 Mio. streichen, die - so die Beflrchtung einer Mehrheit des Stéanderats -
stattdessen durch die Kantone hatten aufgebracht werden missen. Bundesrat Maurer
betonte im Rahmen der Parlamentsdebatte jedoch, dass es sich dabei weniger um eine
Ausgabenreduktion als um eine Ausgabenverschiebung handle. So schaffe der
Bundesrat zwar Unterstitzungsmassnahmen mit schlechtem Kosten-Nutzen-Verhaltnis
ab, erarbeite gleichzeitig aber auch neue, effizientere Projekte. Diese zielten
insbesondere auf eine bessere Integration der neu angekommenen Asylbewerber durch
Sprachkurse und eine Integrationsvorlehre ab. Auch die Reduktion des Bundesbeitrags
an die Pramienverbilligung von 7,5 auf 7,3 Prozent sei gemass Bundesrat Maurer keine
Lastenverschiebung hin zu den Kantonen, da der Beitrag erst nach Annahme der
Anderung des Erganzungsleistungsgesetzes reduziert werden wirde. Diese Anderung
wirde es den Kantonen erlauben, die dort eingesparten Gelder fir die
Pramienverbilligung einzusetzen. Als Kompromiss beschloss die Einigungskonferenz,
dem Nationalrat bezuglich der Kirzung der Integrationskosten und dem Sténderat
bezlglich den Kuirzungen der Beitrdge an die Pramienverbilligung zu folgen.
Entsprechend werden einige bisherige Integrationsprogramme durch neue, effizientere
Programme ersetzt. Gleichzeitig wird bezlglich des Bundesanteils an die
Pramienverbilligung das Ergebnis der Erganzungsleistungsreform abgewartet, in deren
Rahmen diese Problematik nochmals besprochen werden soll. Die Einigungskonferenz
nahm diesen Vorschlag mit 25 zu 1 Stimme an und die beiden Parlamentskammern
folgten ihrem Votum: In der Schlussabstimmung sprachen sich der Standerat mit 36 zu
8 Stimmen bei 1 Enthaltung und der Nationalrat mit 139 zu 55 Stimmen bei 3
Enthaltungen fir die finale Version des Stabilisierungsprogrammes aus. *
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Finanzausgleich

Im Mérz 2019 beriet die FK-NR das Bundesgesetz iiber den Finanz- und
Lastenausgleich (FiLaG) und entschied mit 13 zu 10 Stimmen (bei 2 Enthaltungen), die
bis zu CHF 280 Mio. pro Jahr, welche gemass bundesratlicher Botschaft fur den
soziodemografischen Lastenausgleich hatten eingesetzt werden sollen, gleichméssig auf
den soziodemografischen und den geografisch-topografischen Lastenausgleich zu
verteilen. Geméss Medienberichten hatte Thomas Egger (csp, VS), Direktor der
Schweizerischen Arbeitsgemeinschaft flir das Berggebiet, dreizehn Antrége zur
Besserstellung der Bergkantone eingereicht, von denen aber nur dieser eine
angenommen wurde. Dieser Mehrheitsantrag der Kommission warf in den Medien
einigen Wellen: Es wurde beflrchtet, dass dadurch das «fragile Bauwerk>», wie der St.
Galler Regierungsrat und Prasident der KdK Benedikt Wirth (SG, cvp) den Kompromiss
zum Finanzausgleich bezeichnete, geféhrdet wirde.

Dazu kam es Anfang Mai 2019 in der Sondersession jedoch nicht. Mit 158 zu 26 Stimmen
(bei 8 Enthaltungen) sprach sich der Nationalrat deutlich fiir einen Minderheitsantrag
von Mattea Meyer (sp, ZH) aus und stimmte dem vom Stadnderat angenommenen
bundesratlichen Vorschlag zu. Zustimmung fand die Version der Kommissionsmehrheit
lediglich bei Vertreterinnen und Vertretern der Bergkantone (insbesondere der Kantone
Wallis und Bern) aus den Fraktionen der SVP, SP und CVP/EVP.

Zwei Differenzen zum Standerat schuf der Nationalrat jedoch: Er fligte dem Gesetz eine
Koordinationsbestimmung zur STAF und eine Ziffer zur Berlcksichtigung der
Erganzungsbeitrage bei der Berechnung der Mindestausstattung hinzu. Weitere
Minderheitsantrage, zum Beispiel zur Senkung des maximalen Ressourcenpotenzials pro
Kopf auf 85 Prozent (Minderheit Keller; svp, NW), zur Erweiterung der Kennzeichen flr
eine hohe soziodemografische Belastung (Minderheit Bendahan; sp, VD), zu einem
Einbezug der Berichterstattung zum Finanzausgleich in die Staatsrechnung (Minderheit
Kiener Nellen; sp, BE) oder zu einer moglichen Weiterfiihrung der temporéren
Abfederungsmassnahmen Uber das Jahr 2025 hinaus (Minderheit Bourgeois; fdp, FR)
waren hingegen allesamt erfolglos. %

Ende 2017 reichte Thomas Egger (cvp, VS) zwei Postulate zum Thema Finanzausgleich
ein (Po. 17.4142 und Po. 17.4143). Mit dem Postulat 17.4142 wollte er erreichen, dass im
nachsten Wirksamkeitsbericht zur NFA die Aufgabenteilung zwischen NFA und NRP
analysiert wird. Bei der Ausarbeitung habe man entschieden, dass mit der NRP keine
Basisinfrastrukturen  wie  Gemeindestrassen oder  Abwasserreinigungsanlagen
unterstitzt werden sollen; diese sollen Uber Mittel der NFA finanziert werden. In der
Praxis wirden die Kantone den Gemeinden die entsprechenden Mittel aber nicht in
genligendem Ausmass zur Verfligung stellen.

Der Bundesrat betonte in seiner Antwort einerseits die Zweckfreiheit der Zahlungen
des Ressourcen- und des Lastenausgleichs - die Kantone kénnten frei Gber dessen
Verwendung entscheiden - und andererseits die Unabhangigkeit der zwei Instrumente
- eine Koordination des Lastenausgleichs mit der NRP sei nicht vorgesehen. Folglich
beantragte er das Postulat zur Ablehnung. In der Sommersession 2019 erklarte der
Postulant, dass die beiden Anknupfungspunkte fur seinen Vorstoss, der dritte
Wirksamkeitsbericht zum Finanzausgleich und die Botschaft zur Standortférderung
2020-2023 bereits behandelt worden seien, weshalb er sein Postulat zurlckziehe. #

Ende 2017 reichte Thomas Egger (cvp, VS) zwei Postulate zum Thema Finanzausgleich
ein (Po. 17.4142 und Po. 17.4143). Mit dem Postulat 17.4143 wollte er den Bundesrat
beauftragen, aufzuzeigen, wie der Vollzug der Programmvereinbarungen bei
Verbundaufgaben zwischen Bund und Kantonen verbessert werden kann. Die
versprochenen Effizienzgewinne durch Aufgabenteilung seien gemass der Botschaft zur
NFA 2012-2015 bisher kaum eingetroffen, erklarte Egger. Dies hange gemass
Ruckmeldungen aus der Praxis damit zusammen, dass sich der Bund nicht auf eine
strategische Flhrungsrolle beschranke, sondern sehr detaillierte
Programmvereinbarungen erlasse.

In seiner Antwort verwies der Bundesrat auf Verbesserungsmoglichkeiten zur
Einflussnahme des Bundes, die im Rahmen des zweiten Wirksamkeitsberichts gefunden
worden seien. Da eine Evaluation Uber alle Anwendungsbereiche jedoch schwierig sei,
empfahl er das Postulat zur Ablehnung. In der Sommersession 2019 zog Egger sein
Postulat zurlick, da sein Anliegen in der Zwischenzeit durch ein Kommissionspostulat
(Po. 19.3001) angenommen worden war. %8
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PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 26.11.2012
NIKLAUS BIERI

POSTULAT
DATUM: 05.03.2019
NIKLAUS BIERI

MOTION
DATUM: 12.09.2016
NIKLAUS BIERI

MOTION
DATUM: 15.06.2017
NIKLAUS BIERI

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation
Verkehrspolitik

Der parlamentarischen Initiative Maire (sp, NE) zur Beschrankung der Transportkosten
fir Lernende, welche einen kostenglinstigen Pauschaltarif fiir Lernende zur BenUtzung
des offentlichen Verkehrs forderte, wurde von der nationalrétlichen Kommission flr
Wissenschaft, Bildung und Kultur zwar Folge gegeben, der Nationalrat stimmte Ende
November aber gegen die Initiative. Zuvor hatte schon die standeratliche Kommission
fur Wissenschaft, Bildung und Kultur der Initiative die Folge verweigert. %

Agglomerationsverkehr, 6ffentlicher Verkehr

Mit seinem Postulat «Neudefinition des abgeltungsberechtigten Personenverkehrs»
wollte Nationalrat Egger (cvp, VS) den Bundesrat beauftragen, zu prifen, wie die
Definition des abgeltungsberechtigten Verkehrs gedndert werden musste, damit der
Bund auch Angebote im Freizeitverkehr mitfinanzieren koénnte. Der offentliche
Regionalverkehr wird geméss den Bestimmungen der Verordnung Uber die Abgeltung
des regionalen Personenverkehrs nur vom Bund abgegolten, wenn das Angebot unter
anderem eine Erschliessungsfunktion aufweist, keinen Nachtverkehr beinhaltet und
ganzjahrig erbracht wird. Damit seien Nachtangebote sowie Tourismus- und
Freizeitangebote des &ffentlichen Regionalverkehrs von vornherein von der Abgeltung
durch den Bund ausgeschlossen, obschon diese Angebote den heutigen
Mobilitatsbedurfnissen durchaus entsprechen wirden. Zwar beantragte der Bundesrat
die Annahme des Postulats und zeigte sich bereit, die Kriterien der Abgeltung zu
Uberprifen, die grosse Kammer folgte jedoch Nationalrdtin Pieren (svp, BE), die das
Postulat schon im Juni 2018 bekédmpft hatte und auch im Marz 2019 argumentierte, die
Finanzierung von Freizeitangeboten sei nicht Sache des Bundes. Mit 97 zu 91 Stimmen
(keine Enthaltungen) wurde das Postulat abgelehnt. *°

Post und Telekommunikation

"Postsendungen sollen allen zugestellt werden!" forderten zwei identische Motionen,
die im Abstand von vier Tagen im Dezember 2014 im Nationalrat eingereicht worden
waren. Mit neuen Vorgaben zur Postzustellung soll verhindert werden, dass die Post
ganzjahrig bewohnte Haushalte von der Postzustellung ausschliessen kénnte. Die
Motion Clottu (svp, NE) und die Motion Maire (sp, NE) (14.4091) wurden im September
2016 gemeinsam vom Nationalrat behandelt. Bundesratin Leuthard flhrte den
Postzustellungsservice detailliert aus, wies auf den steten Strukturwandel und die
Vorgaben des Bundes hin und zeigte auf, dass die Post keinen weitergehenden
Spielraum hat, um die Zustellung eigenmachtig einzuschranken. Trotzdem nahm der
Nationalrat die beiden Motionen klar an: Mit 120 zu 55 Stimmen bei 11 Enthaltungen. *

"Postsendungen sollen allen zugestellt werden!" fand auch eine Mehrheit im
Standerat, der die beiden identischen Motionen Clottu (svp, NE) und Maire (sp, NE)
(14.4091) im Juni 2017 annahm. Zwar rief Bundesrétin Leuthard im Rat zu Sachlichkeit
auf, da sie einerseits ein grassierendes ,Post-Bashing” ausmachte und andererseits
keinen Anlass sah, an den Regeln der Zustelldienste der Post etwas zu &ndern. Standerat
Engler (cvp, GR) berief sich jedoch auf einen Bericht der Postcom, der eine
Gesetzesanderung empfahl, sofern sich ein Trend zu weniger mit der Postzustellung
bedienter ganzjahrig bewohnter Hauser bestatigen wirde. Bundesratin Leuthard wies
einen derartigen Trend zurlck und verwies erneut auf die strengen Vorgaben, denen
die Post in ihrem Zustellservice unterworfen sei. Vielleicht unter dem Eindruck
wiederkehrender Medienberichterstattung Gber Abbaupléane der Post nahm die kleine
Kammer die beiden Motionen dennoch an, die Motion Clottu mit 28 zu 7 Stimmen (bei 5
Enthaltungen) und die identische Motion Maire mit 29 zu 6 Stimmen (bei ebenfalls 5
Enthaltungen). %
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POSTULAT
DATUM: 12.09.2019
NIKLAUS BIERI

MOTION
DATUM: 10.06.2021
BERNADETTE FLUCKIGER

MOTION
DATUM: 27.09.2019
ELIA HEER

MOTION
DATUM: 09.03.2021
ELIA HEER

Die KVF-NR ging in ihrem Postulat «Langerfristige Weiterentwicklung des Zugangs zu
Dienstleistungen der postalischen Grundversorgung» auf diverse Fragen ein, die sich
bezlglich der Entwicklung des Poststellennetzes und der Umsetzung der ab 1. Januar
2019 geltenden Erreichbarkeitskriterien postalischer Dienstleistungen stellten. Es sei
nicht vertrauensbildend, sagte Nationalrat Egger (csp, VS) flr die Kommission im
Plenum, als das Postulat im September 2019 im Nationalrat behandelt wurde, wenn die
Planung der Post zum Poststellennetz bis 2020 bekannt sei und darlber hinaus nicht -
«Wir hatten hier eigentlich sehr gerne mehr Klarheit», befand Nationalrat Egger. Mit
dem Postulat wurde der Bundesrat aufgefordert, bei der Post eine langerfristige
Planung des Zugangs zu Dienstleistungen einzufordern. Auch Uber die Moglichkeiten
der Umsetzung der Standesinitiative Jura und der Motionen Clottu (svp, NE; Mo.
14.4075) und Maire (sp, NE; Mo. 14.4091) sollte die Planung Auskunft geben. Der
Bundesrat hatte die Annahme des Postulats beantragt und die grosse Kammer nahm das
Anliegen ihrer Kommission diskussions- und oppositionslos an. **

In der Sommersession 2021 stimmten die beiden Réte der Abschreibung der
gleichlautenden Motionen Maire (sp, NE; Mo. 14.4091) und Clottu (svp, NE; Mo. 14.4075)
zur Zustellung der Postsendungen zu. Zur Umsetzung der Motionen hatte der
Bundesrat im September 2020 eine Anderung der Postverordnung vorgenommen.
Damit wurden die Vorschriften betreffend die Hauszustellung von Postzusendungen
verscharft. Mit dieser Anderung, welche am 1.1.2021 in Kraft getreten ist, kann die Post
nur noch in Ausnahmefallen die Postzustellung von ganzjahrig bewohnten Héausern
einschranken oder gar ganzlich einstellen. **

Raumplanung und Wohnungswesen
Raumplanung

Thomas Egger (csp, VS) reichte im Juni 2019 eine Motion im Nationalrat ein, mit der er
den Bundesrat  damit  beauftragen  wollte, alle  vier Jahre einen
departementsibergreifenden Aktionsplan zur Konkretisierung der «Politik des Bundes
fur die landlichen Raume und Berggebiete» zu prasentieren. Der Motionér wollte damit
erreichen, dass der seit 2015 bestehenden Politik fur die landlichen Rdume und
Berggebiete nun konkrete Massnahmen folgen, welche die Koordination zwischen allen
betroffenen Politikbereichen stéarken kénnen. Der Bundesrat beflrwortete in seiner
Stellungnahme die Motion, woraufhin der Nationalrat den Vorstoss in der Herbstsession
2019 stillschweigend annahm. %

Als Zweitrat befasste sich der Standerat in der Frihjahressession 2021 mit einer Motion
Egger (csp, VS), die vom Bundesrat alle vier Jahre einen Aktionsplan Berggebiete
verlangt. Stefan Engler (mitte, GR) sprach sich im Namen der zustédndigen WAK fur das
Anliegen seines ehemaligen Fraktionskollegen aus. Einerseits, so Engler, brauche es
gezielte Massnahmen in den Sektorialpolitiken  Finanzausgleich,  Verkehr,
Fachhochschulwesen, Telekommunikation, Raumordnung, Energie, Landwirtschaft,
Umwelt sowie Natur und Landschaft, um peripheren Berggebieten neue Impulse
verleihen zu kénnen. Er verwies dabei unter anderem auf den im November 2020
veroffentlichten «Aktionsplan Alpenraum. Vorschlage fur die Erganzung der
Regionalpolitik des Bundes» der Regierungskonferenz der Gebirgskantone, der auch als
Vorlage fur den Aktionsplan des Bundes dienen solle. Andererseits musse die
Berggebietsforderungspolitik besser institutionell in die Bundespolitik eingebunden
werden, beispielsweise durch die Ernennung einer oder eines Delegierten fur
Berggebietspolitik.

Bundesratin Simonetta Sommaruga zeigte sich in ihrem Votum Uberzeugt, den von der
Motion geforderten Aktionsplan in laufende Arbeiten der beiden Departemente UVEK
und WBF zu einer Evaluation der Berggebietspolitik integrieren zu kdnnen. Sie
beantragte deshalb die Annahme der Motion. Wie zuvor schon der Nationalrat nahm der
Standerat den Vorstoss stillschweigend an. %
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MOTION
DATUM: 11.09.2013
FLAVIA CARONI

MOTION
DATUM: 19.03.2014
FLAVIA CARONI

MOTION
DATUM: 07.03.2016
FLAVIA CARONI

Sozialpolitik

Sozialversicherungen
Krankenversicherung

Die grosse Kammer befasste sich mit einer Motion Maire (sp, NE), welche ein Verbot
von Telefonwerbung durch Krankenversicherer anstrebt, nachdem eine 2011 in Kraft
getretene Vereinbarung von Santésuisse mit ebendiesem Ziel ihre Wirkung verfehlt zu
haben schien. Die Werbung verursache hohe Kosten und verargere die Versicherten,
welche sich nicht adaquat dagegen wehren kénnten. Der Bundesrat sprach sich gegen
ein Verbot aus, insbesondere mit der Begrindung, ein solches ware sehr schwer
umzusetzen. Gleichzeitig schlug er aber vor, im Entwurf zum Gesetz betreffend die
Aufsicht Uber die soziale Krankenversicherung eine Bestimmung einzubauen, welche es
ihm ermaoglicht, die Entschadigung der Vermittler und die gesamten Werbeausgaben zu
regeln. Mit knapper Mehrheit nahm der Nationalrat die Motion gegen den Widerstand
wirtschaftsliberaler Stimmen an. Die Beratung in der kleinen Kammer stand noch aus.

Nachdem der Nationalrat 2013 eine Motion Maire (sp, NE) flr ein Verbot von
Telefonwerbung durch Krankenversicherer gegen den Willen des Bundesrats und
wirtschaftsliberaler Stimmen angenommen hatte, befasste sich in der Frihjahrssession
2014 der Standerat mit dem Geschaft. Die Kommissionsmehrheit sprach sich flr eine
Ablehnung aus, da ein Verbot unverhaltnismassig und nicht mit der Wirtschaftsfreiheit
zu vereinbaren sei, einseitig nur eine Branche treffe und sich zudem aufgrund der
Ublichen Vorgehensweise der Callcenter nur schwer durchsetzen lasse. Das
Bundesgesetz gegen den unlauteren Wettbewerb biete bereits die Méglichkeit, sich vor
unerwulnschten Anrufen zu schitzen; diese vorhandene gesetzliche Grundlage musse
vom Seco konsequent durchgesetzt werden. Das zum Zeitpunkt der Beratung noch
nicht verabschiedete neue Gesetz zur Aufsicht Uber die soziale Krankenversicherung
enthalte nicht zuletzt eine Bestimmung, welche den Bundesrat erméchtigen wirde, die
Entschadigung der Vermittlertatigkeit und die Kosten der Werbung zu regeln. Eine
Minderheit Stockli (sp, BE) sprach sich fur die Motion und damit fir ein Verbot aus. Sie
argumentierte, wenige Tage vor der Debatte sei die Selbstregulierungsvereinbarung des
Krankenversichererverbands Santésuisse aus kartellrechtlichen Griinden aufgehoben
worden: Der Schutz durch einen Sterneintrag im Telefonbuch wirke nicht, da er kaum
beachtet werde. Zudem sei die Vorgehensweise, um eine Sanktionierung zu erreichen,
fur die Versicherten kompliziert. Das von der Gegnerschaft erwahnte Aufsichtsgesetz
sei vom eigenen Rat nach langer Debatte mit diversen Anderungen nur sehr knapp
angenommen und vom Nationalrat noch nicht verabschiedet worden. Schliesslich
sprachen sich 12 Ratsmitglieder fir und 24 gegen die Motion aus, womit das Anliegen
erledigt wurde. *®

Arbeitslosenversicherung (ALV)

Eine Motion Maire (sp, NE) forderte, dass Arbeitslose, welche nach léngerer
Nichterwerbstatigkeit wieder in den Arbeitsmarkt einsteigen méchten, ausdricklich die
Berechtigung erhalten, arbeitsmarktliche Bildungsmassnahmen der
Arbeitslosenversicherung in Anspruch zu nehmen und in dieser Zeit als nicht
vermittlungsfahig gelten. Die Massnahme sei geeignet, zur Bekampfung des
Fachkraftemangels beizutragen, da sie auf die nichterwerbstétige Bevolkerung abziele.
Der Bundesrat lehnte den Vorstoss ab und wies auf formelle Méngel hin. Da die
arbeitsmarktlichen Massnahmen auf eine moglichst rasche und dauerhafte
Wiederbeschéaftigung abzielen, ware es zudem paradox, die Versicherten wahrend ihrer
Teilnahme von der Vermittiungsfahigkeit zu befreien, hiess es weiter. Der Nationalrat
folgte dem in der Frihlingssession 2016 als Erstrat und lehnte die Motion mit 137 zu 52
Stimmen ab. ¥

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.22

22



MOTION
DATUM: 03.03.2010
ANDREA MOSIMANN

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 19.03.2019
MELIKE GOKCE

Soziale Gruppen
Migrationspolitik

Auf Antrag der SVP-Fraktion behandelte das Parlament im Rahmen von Sondersitzungen
zahlreiche Vorst6sse zur Auslander-, Asyl- und Einbiirgerungspolitik. Die meisten vom
Nationalrat Uberwiesenen Motionen wurden vom Standerat abgelehnt. In beiden
Kammern auf Zustimmung stiess eine Motion Maire (sp, NE), die den Bundesrat
beauftragt, eine Integrationsplattform zu schaffen. Diese soll die Vertreterinnen und
Vertreter von Bund, Kantonen, Gemeinden wund betroffenen Institutionen
zusammenbringen. Ebenfalls lberwiesen wurden zwei Motionen Tschimperlin (sp, SZ).
Die eine fordert ein bedarfsgerechtes Angebot von Sprachkursen, die andere verlangt
eine wirksame Hilfe fir die Betroffenen bei Zwangsheirat. Sie beauftragt den Bundesrat
nach einer umfassenden Abklarung weiterfihrende Massnahmen zur Bekdmpfung von
Zwangsehen zu ergreifen, welche eine effektive Hilfe der betroffenen Personen vor Ort
gewahrleisten. Weiter sprachen sich auch beide Kammern fiir eine Motion Muller (fdp,
AG) zur Verléangerung der Empfangsstellenhaft aus. Das Bundesamt fiir Migration kann
eine spezielle Ausschaffungshaft verfligen, wenn der Wegweisungsentscheid in einer
Empfangsstelle eroffnet wird und der Vollzug der Wegweisung absehbar ist. Nach
geltendem Recht darf die Haft hochstens 20 Tage dauern, dies genlgt in der Praxis in
den wenigsten Féallen. Ausserdem Uberwies der Nationalrat eine weitere Motion Muller
(fdp, AG) zum Aufenthaltsstatus eines Ausldnders nach Nichtigerklarung des
Blrgerrechts. Der Vorstoss wollte eine vom Bundesgericht aufgezeigte Gesetzesliicke
schliessen und festlegen, dass die Einblrgerung klnftig jede auslanderrechtliche
Bewilligung erldschen lasst. Der Standerat anderte die Motion dahingehend ab, dass der
Bundesrat bei der  Schliessung  der  Gesetzesllcke die geltenden
Zustandigkeitsregelungen zwischen Bund und Kantonen zu berlcksichtigen habe. Der
Nationalrat stimmte dem modifizierten Vorstoss in der Wintersession ebenfalls zu.
Schliesslich hiess die Grosse Kammer ein Postulat Bischof (cvp, SO) gut, welches den
Bundesrat dazu anhélt, einen Bericht Uber die Steuerung der Zuwanderung aus der EU
und aus Drittstaaten sowie liber die ins Auge gefassten Massnahmen vorzulegen. “°

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen
Kulturpolitik

In der Frihjahrssession 2019 nahm sich der Nationalrat des Bundesbeschlusses tber
die Genehmigung des Ubereinkommens iiber den Schutz des Unterwasser-
Kulturerbes und seiner Umsetzung an und beschloss Eintreten ohne Gegenantrag.
Bereits im Januar 2019 hatte die WBK-NR die Relevanz einer zeitgeméassen
Politikférderung im Bereich des Kulturerbes auf kantonaler, nationaler und
internationaler Ebene hervorgehoben und sich mit 24 zu 1 Stimmen flr die Vorlage
ausgesprochen. In der Ratssitzung wiesen sodann auch Kathy Riklin (cvp, ZH) und
Jacques-André Maire (sp, NE) auf die Bedeutung dieses Abkommens im Allgemeinen,
aber auch auf die Verantwortung, die das Binnenland Schweiz damit Gbernehme, hin.
Gerade was die Weltmeere betreffe, musse die Schweiz daflir Sorge tragen, dass die
unter Schweizer Flagge fahrenden Schiffe keine Beeintrachtigung fur das Kulturerbe
bedeuteten. Fir Nationalrat und Kommissionsmitglied Adrian Withrich (sp, BE) schien
die alleinige Diskussion tber Schiffe aber nicht auszureichen: Eine wichtige Rolle in den
Ausfuhrungen von Kommissionssprecherin Riklin nahm ein gleichentags erschienener
NZZ-Artikel ein, in dem sich Wuthrich wenig begeistert von der Regierungsvorlage
gezeigt hatte: Er erachtete die lickenhafte Umsetzung des Kulturglterschutzes als
«unverstandlich». Entsprechend hatte er der Kommission drei Antrage vorgelegt, die
eine Ausdehnung der Strafbarkeit geméass dem aktiven Personalitatsprinzip verlangten,
wie man es bereits im Falle von Organhandel oder weiblicher Genitalverstimmlung
kennt. Dadurch kénne das konventionswidrige Verhalten Schweizer Staatsbirgerinnen
und -burger auch auf auslandischem Territorium geahndet werden, erklérte Riklin. Die
Kommission hatte diese Antrage mit 20 zu 5 respektive 20 zu 4 Stimmen abgelehnt und
sich dabei auf ein Rechtsgutachten des BJ gestitzt, in dem dieses zum einen
erlauterte, dass das Abkommen keine Gultigkeit fur alle Schweizerinnen und Schweizer
auf allen Weltmeeren vorsehe, und zum anderen auch die Durchsetzbarkeit dieser
Rechtsgrundlage anzweifelte. Daher verzichtete Withrich darauf, die Antrége dem
Nationalrat zu unterbreiten. In der Gesamtabstimmung sprach sich die grosse Kammer
schliesslich mit 171 zu 4 Stimmen ohne Enthaltungen fiir die Regierungsvorlage aus. *
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INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 19.03.2019
MELIKE GOKCE

MOTION
DATUM: 11.12.2017
MELIKE GOKCE

Im Frihjahr 2019 stand im Nationalrat die Beratung zur Genehmigung der Konvention
von Faro an. Die Kommissionssprecher Philipp Kutter (cvp, ZH) und Jacques-André
Maire (sp, NE) hielten die grosse Kammer in ihren Voten dazu an, der
Kommissionsmehrheit zu folgen und der Vorlage zuzustimmen. Die WBK-NR hatte
bereits im Januar 2019 mit 13 zu 8 Stimmen bei 4 Enthaltungen das Abkommen zur
Annahme empfohlen. Faro sei nicht nur der Name jener portugiesischen Stadt, die
namensgebend fir die vorliegende Vorlage sei, sondern auch das italienische Wort flr
Leuchtturm, fihrte Kutter in seinen Erlauterungen aus. Genau wie ein Leuchtturm den
Schiffen den Weg weise, wolle diese Konvention nun einen Weg weisen, wie man die
Bedeutung des gemeinsamen Kulturerbes flur die Gesellschaft steigern kénne. Gepragt
von den Erfahrungen, die man in den 1990er-Jahren im Balkankonflikt gemacht habe,
solle das Abkommen dazu beitragen, der Instrumentalisierung des Kulturerbes fur
ideologische, ethnische oder religiose Zwecke entgegenzuwirken. Diese habe in den
letzten Jahren gerade im Zusammenhang mit dem Islamischen Staat (IS) und den Taliban
wieder stark zugenommen und eine massive Zerstorung des Kulturerbes in Syrien, dem
Irak und Afghanistan zur Folge gehabt. Anders als die UNESCO-Abkommen, die priméar
auf die Erstellung von Listen und Inventaren sowie entsprechende Massnahmen zu
deren Schutz fokussierten, verpflichte die Konvention von Faro in allgemeiner Weise
zur Anerkennung und Férderung des Kulturerbes, wie Kutter differenzierte. Maire wies
in seiner Erlduterung darauf hin, dass die Kommissionsminderheit der Vorlage aus zwei
Grinden ablehnend gegenlberstand: Erstens misse man hinsichtlich der
verhaltnismassig geringen Anzahl an Laéndern, die das Abkommen bereits ratifiziert
hatten, etwas vorsichtig sein und zweitens bestinden Bedenken, dass gewisse
Aktivisten das Abkommen dazu nutzen kénnten, geltendes Schweizer Recht zu
begrenzen - beispielsweise durch einen extremen Schutz des Erbes, um den Bau von
Anlagen fur erneuerbare Energien zu verhindern. Mit eben dieser Frage nach der
moglichen Bekampfung von Bauprojekten fur Windkraft-, Solar- oder Biogasanlagen,
die mit dieser Konvention beglinstigt werden kénnte, konfrontierte Isabelle Chevalley
(glp, VD) auch den anwesenden Bundesrat Berset. Dieser wies die Nationalratin darauf
hin, dass man sich zwar grundsétzlich in einer Debatte immer auf alles berufen kénne,
dies aber in diesem Fall absolut keine Wirkung habe, da es keinen Zusammenhang
zwischen der Konvention und der von ihr gestellten Frage gebe. Nachdem der
Nationalrat schliesslich Eintreten ohne Gegenantrag beschlossen hatte, nahm er die
Vorlage in der Gesamtabstimmung mit 131 zu 46 Stimmen bei einer Enthaltung an. *?

Sprachen

Die im Fruhjahr 2017 im Standerat mit nur einer Stimme Differenz angenommene
Motion Engler (cvp, GR) wurde in der Wintersession desselben Jahres auch im
Nationalrat kritisch begutachtet. Mit der Annahme der Motion wiirde der Bundesrat
damit  beauftragt werden, einen Entwurf fGr die Verankerung einer
ausserparlamentarischen Kommission fiir Sprachfragen im Sprachgesetz vorzulegen.
Eine Mehrheit der WBK-NR hatte bereits in ihrem Bericht vom Oktober die Vorlage mit
13 zu elf Stimmen bei einer Enthaltung zur Ablehnung empfohlen und hielt auch
wéhrend der nationalratlichen Debatte an ihren Erlauterungen fest. Der Grundsatz der
Motion stehe hierbei auch fur die Kommissionsmehrheit nicht zur Diskussion: Die
Verstédndigung zwischen den verschiedenen Schweizer Sprachgruppen sei essenziell flr
das Land und sei auch in der Vergangenheit durch verschiedentliche Massnahmen in
der Sprachpolitik zur Foérderung von Minderheiten und Minderheitssprachen zur
Geltung gebracht worden. Ebendiese Massnahmen seien denn auch bereits gefestigte
Garanten im Engagement der Schweiz zur Umsetzung der Européischen Charta der
Regional- oder Minderheitensprachen. Des Weiteren verflige der Bundesrat bereits
heute Uber diverse Moglichkeiten, Experten beizuziehen und sich bei Bedarf mit den
betroffenen Kreisen zu koordinieren. Daher bestehe aus Sicht der Mehrheit der WBK-
NR kein Bedarf flr eine entsprechende Fachkommission.

Die Kommissionsminderheit betonte in ihrer Argumentation indes die integrative
Funktion einer solchen Einrichtung, da im Sinne einer Minderheitensprache eben nicht
nur die Landessprachen, sondern auch Ubrige Sprachen stetig unter Druck geraten
wirden. Natlrlich seien sich die BeflUrworterinnen und BefUrworter der Motion im
Klaren dartber, dass in diesem Zusammenhang auch mit einigen Mehrkosten zu
rechnen sei. Nationalrat Maire (sp, NE) betonte aber, dass hinsichtlich der zahlreichen
Herausforderungen flr die Schweiz durch die Mehrsprachigkeit und durch deren
multikulturelle Aspekte diese Mehrkosten an Gewicht verlieren wirden. Der Nationalrat
sah sich aber von dieser Argumentation nicht Uberzeugt und stimmte dem Antrag der
Kommissionsmehrheit mit 100 zu 80 Stimmen bei zwei Enthaltungen zu, womit der
Auftrag an den Bundesrat nicht zustande kam. **
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PETITION / EINGABE / BESCHWERDE
DATUM: 09.01.2016
MARLENE GERBER

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.06.2019
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Medien
Radio und Fernsehen

In den Jahren 2016 bis 2018 ist RTS angehalten, die Ausgaben um CHF 11,4 Mio. zu
drosseln, wobei CHF 7 Mio. der Einsparungen bei den Programmen erfolgen mussen.
Eine Folge davon war, dass RTS im November 2015 bekannt gab, die Sendungen von
RTSreligion ab 2017 aus dem Programm streichen zu wollen. Im Januar 2016 wurde eine
Petition bei der RTS-Direktion in Lausanne deponiert, die mit 23'000 gesammelten
Unterschriften forderte, diesen Entschluss rickgéangig zu machen. Unterstitzung erhielt
das Anliegen auch von Westschweizer Politikerinnen und Politikern, namentlich von
Nationalratin Ada Marra (sp, VD), den Nationalrdten Jacques-André Maire (sp, NE) und
Dominique de Buman (cvp, FR) sowie vom ehemaligen liberalen Waadtlénder Stéanderat
Claude Ruey. Dieser eindrlcklich demonstrierte Rickhalt fir die religiosen Sendungen
zeigte seine Wirkung; bereits einen Monat spater gab RTS bekannt, eine fur
Religionsfragen spezialisierte Redaktion in einem gewissen, finanziell vertréaglichen
Rahmen beibehalten zu wollen. Ferner lud RTS seine beiden religidsen Partner, Cath-
Info und Médias-Pro, zur Teilnahme in einer Arbeitsgruppe ein, um die Programme von
RTSreligion ab 2017 unter den gegebenen Budgetrestriktionen zu definieren. **

Die funf parlamentarischen Initiativen Pfister (cvp, ZG; Pa.lv. 18.448), Rytz (gp, BE; Pa.lv.
18.450), Landolt (bdp, GL; Pa.lv. 18.451), Jans (sp, BS; Pa.lv. 18.456) und Rosti (svp, BE;
Pa.lv. 18.457), die alle die Festschreibung der SRG-Produktionsstandorte im Gesetz
zum Ziel hatten, standen in der Sommersession 2019 im Nationalrat zur Debatte. Die
vorberatende KVF-NR hatte beantragt, den Initiativen keine Folge zu geben. Eine
Minderheit Egger (csp, VS) beantragte Folge geben.

Die Debatte wurde durch Nationalrat Pfister erdffnet. Seiner Meinung nach leide die
Medienqualitat bei einer Konzentration, wenn Entscheidungstrager und Journalisten an
einem Ort vereint seien, denn die Perspektive der Berichterstattung éndere je nach
ortlicher Nahe oder Distanz. Wenn immer mehr Journalisten nur noch aus Zirich tber
den Rest der Schweiz berichteten, ergehe es der SRG schlecht. Als Zentralschweizer
wisse er, wovon er rede, da die Verlage aus dem Aargau oder Zlrich bereits alle grossen
Medien steuerten. Diese Argumentationslinie teilten die weiteren Initianten in ihren
Reden. Martin Landolt erinnerte Uberdies an die No-Billag-Abstimmung und betonte,
das Stichwort «Kohéasion» sei damals haufig genannt worden. Doch genau diese stehe
nun wieder auf dem Spiel. Auch wenn er dkonomische Entscheide wie eine
Standortkonzentration tblicherweise verstehe, kdnne er dies fur die SRG nicht gelten
lassen. Bei einem offentlich finanzierten Unternehmen kénne die Politik durchaus
Leitplanken definieren. Seinen Antrag auf Folge geben schloss er mit der Anmerkung,
dass moglicherweise im Rahmen der Gesetzgebung ja noch bessere Losungen gefunden
werden kénnten. Die Annahme der Initiativen wirde erst einmal den Handlungsbedarf
dokumentieren.

Kommissionssprecher Candinas (cvp, GR) breitete daraufhin die Gegenargumente aus.
Die Kommissionsmehrheit teile die Meinung der Mehrheit ihrer Schwesterkommission,
wonach kein gesetzgeberischer Handlungsbedarf bestehe. Uberdies vertrat er
energisch die Haltung, dass die Politik der SRG keine operativen Vorgaben machen
solle. Sehr wohl nehme die Politik die Aufgabe wahr, Rahmenbedingungen zu
definieren, aber die SRG solle unabhangig bleiben, statt staatlich gelenkt zu werden. Zu
bestimmen, was wo produziert werden solle, sei «véllig Ubertrieben>.

Die Argumente des Kommissionssprechers verfingen aber nicht. Entgegen dem
Kommissionsantrag nahm das Plenum die Initiativen mit 120 zu 54 Stimmen und 10
Enthaltungen an. Dabei waren die Fraktionen der FDP.Liberalen und der SVP recht
gespalten. Geeint trat das linke Lager auf, das wie die BDP und eine Grossmehrheit der
CVP beinahe geschlossen flr Folgegeben stimmte. Geschlossen gegen Folgegeben
votierte einzig die GLP.

Nach dem Rickzug der Initiative Vonlanthen eine Woche zuvor musste sich der
Standerat nun erneut mit der Thematik befassen. *
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GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.01.2017
ANJA HEIDELBERGER

Presse

Das Pressejahr 2017 war stark durch die Medienkonzentration geprégt, die sich
insbesondere in der Einstellung von L'Hebdo, der Schaffung einer Mantelredaktion fur
alle Tamedia-Zeitungen und dem Joint Venture der AZ Medien und der NZZ-
Mediengruppe zeigte. Diese Entwicklungen fuhrten anfanglich in der Romandie und
spater in der ganzen Schweiz zu Diskussionen um die Frage, ob und wie der Staat
Zeitungen und Magazine unterstiitzen solle. Unter anderem wurden dazu auf
Bundesebene zahlreiche Vorstdsse eingebracht. Eine Moglichkeit, die Zeitungen
indirekt zu unterstttzen, verfolgte Olivier Feller (fdp, VD) mit einer Ende Februar 2017
eingereichten Motion. Ausléser war die Ankundigung der Post gewesen, die
Frihzustellung nur noch bei einem Aufpreis zu gewéhrleisten. Fellers Motion wollte nun
garantieren, dass die Zeitungsausgaben auch ohne zuséatzliche Kosten flr die Verlage
jeweils am Morgen ausgeliefert werden. Zusatzlich reichte der Motionar zwei Anfragen
(A. 17.5601, A. 17.5602) und eine Interpellation (Ip. 17.3672) zur Ankindigung der Post
ein. Im Marz 2017 lancierte die Parteiprasidentin der Grlinen, Regula Rytz (gp, BE), ein
Postulat zur gezielten Medienférderung. Darin bat sie den Bundesrat darum,
Instrumente fur eine direkte und indirekte Medienférderung aufzuzeigen. Auch Kurt
Fluri (fdp, SO, Ip. 17.3729), Ada Marra (sp, VD, Ip. 17.4086), Jean-Paul Gschwind (cvp, JU,
A. 17.5007) sowie Adéle Thorens Goumaz (gp, VD, A. 17.5007) erbaten vom Bundesrat
mehr Informationen betreffend allgemeine Méglichkeiten zur Unterstitzung der Presse.
Auch zur Inhaberkonzentration machten sich die Parlamentarierinnen und
Parlamentarier Sorgen. Philipp Hadorn (sp, SO) reichte eine Motion (Mo. 17.3778) zur
Transparenz bei den Eigentumsverhéltnissen von Medienunternehmen ein und sein
Parteikollege Jacques-André Maire (sp, NE) forderte in einem Postulat (Po. 17.3695)
Kriterien fir die Ubernahme von bestehenden Medien. Géraldine Savary (sp, VD), ein
weiteres SP-Mitglied, wollte zudem in einer Interpellation (Ip. 16.3563) vom Bundesrat
wissen, ob er Massnahmen zur Aufrechterhaltung der redaktionellen Unabhéangigkeit als
notig erachte. Auch die Exponenten der rechten Ratsseite sorgten sich um die
Unabhangigkeit der Presse; der Grund ihrer Sorge lag aber in der staatlichen
Unterstltzung fur die Medien: Thierry Burkart (fdp, AG) zum Beispiel erklarte, dass die
Medien ,Beisshemmungen™ entwickeln kénnten, wenn sie staatlich finanziert wirden.

Wie die Bundespolitik sie unterstltzen kénne, diskutierten auch die Medien selbst.
Vorgeschlagen wurden zum Beispiel Konzessionen flr Zeitungen, bei denen Leistungen
zum Erhalt des Service public finanziell entschadigt wirden. Dies sei geméass Le Temps
allerdings dann problematisch, wenn eine Zeitung einem grossen Verlagshaus wie
Ringier oder Tamedia gehore. Zahlreiche Handlungsmoglichkeiten wurden bezlglich
der Konkurrenz durch die SRG diskutiert. So kénnte eine Werbebeschrankung fur die
SRG zwar deren Konkurrenz fur die Werbung in der Presse verringern, wirde jedoch
nicht garantieren, dass die Werbekunden auf die Zeitungen umstiegen. Positiver wurde
ein Werbeverbot fur die SRG nach 20 Uhr, wie es zum Beispiel in Frankreich existiert,
bewertet. Zur Diskussion stellen misse man gemass Le Temps auch eine Steuer auf
Werbeeinnahmen, wodurch man einen Teil der Gelder, die flur Werbeauftrage im
Ausland gesprochen werden, zurlckholen kénne. Bereits vom Parlament verabschiedet
worden war zu diesem Zeitpunkt ein Ubergang zum Shared-Content-Modell, wodurch
die SRG den privaten Anbietern Inhalte zur Verfligung stellen muss.

Indirekte Hilfe fur die Presse versprach man sich auch durch eine mdgliche
Nationalisierung der Druckereien, was zu einer Reduktion der Druckkosten flhren
wlrde. Auch grundsétzlichere Aspekte der Medienférderung wurden von den Medien
besprochen: Zum Beispiel solle die Journalistenausbildung verbessert und vom Bund
anerkannt werden, da bisher kein geschutzter Titel fur ausgebildete Journalisten
existiere. Dies reiche gemass Le Temps zwar nicht aus, um die Probleme der
Medienlandschaft zu |6sen, wére aber ein guter Anfang und wurde der Presselandschaft
helfen, die Digitalisierung zu Uberleben. Notwendig sei schliesslich auch eine
Unterstlutzung fur die SDA, die sich ebenfalls in Schwierigkeiten befinde. Ein erster
Schritt dazu hatte der Bundesrat bereits unternommen, indem er der SDA CHF 2 Mio.
jéhrlich aus der Radio- und Fernsehabgabe zugesprochen hatte. *

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.22

26



WAHLEN
DATUM: 27.10.2019
CHRISTIAN GSTEIGER

Parteien, Verbande und Interessengruppen

Verbiande
Arbeitnehmer, Gewerkschaften

Nicht nur der Gewerbeverband (SGV), auch die Gewerkschaften verloren bei den
Eidgendssischen Wahlen im Herbst 2019 Sitze im Parlament. Wie der Tages-Anzeiger
nach den Wahlen berichtete, wurden Corrado Pardini (sp, BE) und Nicolas Rochat
Fernandez (sp, VD) von der Unia, Philipp Hadorn (sp, SO) von der SEV, Thomas Ammann
(cvp, SG) von Transfair sowie Adrian Wdathrich (sp, BE) von Travailsuisse nicht
wiedergewdhlt. Der Travailsuisse-Vizepréasident, Jacques-André Maire (sp, NE) hatte
zudem bereits im Vorfeld angeklindigt, dass er sich aus der Politik zurtickziehen werde.

Es gab aber auch Zuwachs und Konstanten: Neu in das Parlament gewahlt wurden SGB-
Prasident Pierre-Yves Maillard (sp, VD), VPOD-Prasidentin Katharina Prelicz-Huber (gp,
ZH), Greta Gysin (gp, Tl), Geschéftsleitungsmitglied von Transfair, sowie die Unia-
Gewerkschaftssekretdrin Tamara Funiciello (sp, BE). Wiedergewahlt wurden die
Présidentin des PVB Barbara Gysi (sp, SG), Transfair-Président Stefan Muller-Altermatt
(cvp, SO), Iréne Kalin (gp, AG), Prasidentin der Gewerkschaft Arbeit Aargau, Samira Marti
(sp, BL), Prasidentin des VPOD Region Basel sowie Edith Graf-Litscher (sp, TG) und
Mathias Reynard (sp, VS) von den Gewerkschaftsblinden Thurgau und Wallis.

Der Tages-Anzeiger konstatierte, die Gewerkschaften seien mit diesen Wahlresultaten
«weit entfernt von der Stérke ihrer besten Tage», etwa als nach den Wahlen 2003 «je
nach Zahlung» bis zu zwei Dutzend Ratsmitglieder der «gewerkschaftlichen Achse
angehorten». SGB-Prasident Maillard hingegen hatte keine Mihe mit dem Resultat -
neben dem Klima sei insbesondere auch die Frauenfrage bei diesen Wahlen einfach
wichtiger gewesen. Ferner flhle sich ja nach wie vor ein grosser Teil der SP mit den
Gewerkschaften verbunden, ohne dabei selbst Mitglied einer Gewerkschaft zu sein,
ausserte sich auch der nicht wiedergewahlte Hadorn zur Lage. Moglich sei auch, dass
die Gewerkschaften langerfristig Opfer ihres eigenen Erfolges wurden, liess er zudem
verlauten, da offenbar viele Menschen in der Schweiz unterdessen einen gewissen
Wohlstand geniessen kénnten und dadurch gewerkschaftliche Themen in den
Hintergrund rtckten. *

1) AB NR, 2019, S. 301 ff.

2) Medienmitteilung EFD vom 31.8.12; Mo. 12.3828 (Maire): AB NR, 2012, S. 2251.

3) Mo. 12.3828: AB SR, 2013, S. 637 f.; Medienmitteilung BR vom 15.3. und 10.4.13; Po. 12.4050 (Romano); Po. 12.4265 (Cassis);
'Hebdo vom 25.4.13; NZZ und CdT, 25.4.13; BZ, 6.5.13.

4) AB NR, 2017, S. 1132; NZZ, 16.6.17; LT, 27.6.17

5) Exp, 23.3., 13.7.15; NZZ, 29.7.15; Exp, 18.8., 8.9., 11.9.15; TG, 16.9.15; Exp, LT, 19.10.15

6) LT, 12.1.,16.1.19; NF, 25.2.19; LT, 2.3.19; NF, 14.3., 20.3., 26.3., 29.3., 30.3., 9.4.,1.5., 4.5.,13.5.,18.5., 12.6., 25.6., 26.6.,
27.6.,28.6.,3.7.,16.7.19; LT, 18.7.19; NF, 23.7.19; NF, 10.8., 24.8., 31.8., 7.9.19; NF, 10.9.19; NF, 11.9.19; NF, 14.9.19; NF, 20.9.,
21.9.,28.9.,12.10., 14.10.19; NF, 21.10.19; NF, 22.10.19

7) Exp, 8.1., 22.1., 30.1., 2.2, 9.2.19; Lib, 13.2.19; Exp, 2.3., 6.3., 8.3.,12.3.,14.3.,15.3.,18.3., 21.3.,17.4., 2.5.,16.5., 29.6.,19.8.,
22.8.,27.8.,30.8.,2.9.,13.9.,14.9.,19.9.19; LT, 20.9.19; Exp, 23.9.19; Exp, 24.9.19; Exp, 25.9.19; Exp, 26.9., 2.10., 3.10.19; LT,
4.10.19; Exp, 5.10., 8.10., 11.10., 12.10., 14.10., 15.10., 16.10., 17.10.19; Exp, LT, 21.10.19; Exp, 22.10.19; Exp, 23.10.19

8) AB NR, 2019, S. 1650 f.; AB NR, 2019, S. 1652 ff.; AB NR, 2019, S. 1659 ff.

9) AB SR, 2012, S. 368 f.; AB NR, 2012, S. 1211.

10) AB NR, 2012, S. 523ff.

11) AB NR, 2011, S. 1682 ff.; AB NR, 2014, S. 1279; AB NR, 2014, S. 2181; AB NR, 2014, S. 742 ff.; AB SR, 2011, S. 1216 ff.; AB SR,
2014, 8. 764 ff.; AB SR, 2014, S. 773 f.; BBI, 2014, S. 3259 ff.; BBI, 2014, S. 3279 ff.; NZZ, 9.5.14

12) BO CN, 2017, pp.792

3) BO CE, 2018, p.841; Communiqué de presse de la CTT-CE du 26.10.18; Rapport CTT-CE du 26.10.18

4) Motion 18.4364_Pour plus de transparence dans la formation des prix

5) AB NR, 2018, S. 2147 ff.

6) AB NR, 2018, S. 2113 f. ; AB NR, 2018, S. 2147 ff.

7) AB NR, 2021, $.923 f.

8) Résultats officiels; AZ, SGT, 5.8.20; NZZ, 6.8.20; So-Bli, 9.8.20; TG, 10.8.20; TA, 14.8., 15.8.20; SoZ, 16.8.20; NZZ, 18.8.20;
AZ, TA, 19.8.20; WOZ, 20.8.20; NF, 21.8.20; LT, LZ, Lib, NF, NZZ, SGT, TG, 22.8.20; LT, 29.8.20; AZ, NZZ, 1.9.20; AVF, CdT, NF,
2.9.20; NZZ, 5.9.20; 72, 7.9.20; WW, 10.9.20; LT, 12.9.20; So-Bli, 13.9.20; LT, 17.9.20; 24H, AZ, BZ, NF, 18.9.20; Blick, 19.9.20;
SoZ, 20.9.20; Blick, 21.9., 22.9.20; 24H, 23.9.20; AZ, Blick, LT, NF, NZZ, TA, TG, 28.9.20; AZ, 30.9.20; TA, 1.10.20; So-Bli,
4.10.20

19) AB NR, 2017, S. 1931

20) AB NR, 2019, §.1922 f. ; RTS - "Les distributeurs touchent des marges plus grandes sur les produits bio"

21) AB SR, 2016, S. 1003f; Stellungnahme des Bundesrates vom 27.08.2014

22) AB SR, 2017, S. 39 f.

23) AB NR, 2019, S. 583; Motion 16.4061; NZZS, 11.8.18; Watson, 5.10.18

24) BBI, 20212363

25) AB NR, 2017, S. 2 ff.; AB SR, 2017, S. 167 ff.; AB SR, 2017, S. 267

26) AB NR, 2019, S. 638 ff.; Medienmitteilung FK-NR vom 7.3.19; AZ, 18.1.19; NZZ, 26.2.19; BLZ, 24.4.19; NZZ, 25.4.19; BaZ, TA,
7.5.19; Lib, NZZ, SGT, TA, 8.5.19

27) AB NR, 2019, S. 1024; Po. 17.4142

28) AB NR, 2019, S. 1024; Po. 17.4143

29) AB NR, 2012, S. 1849 ff.

30) AB NR, 2019, S. 48 f.

1
1
1
1
1
1

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.22



31) AB NR, 2016, S. 1261 ff.

32) AB SR, 2017, S. 513 f.; Blick, 15.6.17; CdT, 16.6.17

33) AB NR, 2019, S. 1518 f.

34) BBI, 2021747

35) AB NR, 2021, $. 1933

36) AB NR, 2021, S. 157 ff.

37) AB NR, 2013, S. 1330.

38) AB SR, 2014, S. 313 ff.

39) AB NR, 2016, S. 202 f.

40) AB NR, 2010, S. 87 (Mo. Miiller, Aufenthaltsstatus), 89 (Mo. Miller, Empfangsstellenhaft), 93 (Mo. Maire), 95 f. (Mo.
Tschumperlin), 100 (Po. Bischof) und 1360 (Mo. Mdller, Aufenthaltsstatus); AB SR, 2010, S. 397 (Mo. Mller, Aufenthaltsstatus),
403 f. (Mo. Maire und Tschimperlin) und 629 (Mo. Miller, Empfangsstellenhaft)

41) AB NR, 2019, S. 417 ff.; Medienmitteilung WBK-NR vom 1.2.19; NZZ, 19.3.19

42) AB NR, 2019, S. 419 ff.; Medienmitteilung WBK-NR vom 1.2.19

43) AB NR, 2017, S. 2041 ff.; Bericht WBK-NR vom 26.10.17; Medienmitteilung WBK-NR vom 27.10.17

44) LT, Lib, TG, 9.1.16; Lib, 9.2.16

45) AB NR, 2019, S. 1187 ff.; NZZ, 5.6.19; BZ, Bund, LT, NZZ, TA, 19.6.19; TA, TG, 20.6.19

46) AZ,10.1.17; LT, 27.2., 8.3.,14.3.17; NZZ, 1.4.17; LT, 26.4.17; BZ, 21.7.17; BZ, LT, 28.8.17; SZ, 26.9.17; WW, 19.10.17; LT, Lib, NZZ,
TG, 31.10.17; Exp, 9.11.17; LMD, 16.12.17; AZ, 16.12.17

47) AZ, 9.9.19; TA, 28.10.19

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.22

28



